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Die Fachzeitschrift für Kommunal- und
Landespolitik in Nordrhein-Westfalen

Dr. Bernd Jürgen Schneider
Hauptgeschäftsführer StGB NRW

EDITORIAL

Die WestLB ist zum Sorgenkind der Kommunen in
NRW, ihrer Sparkassen, ja des ganzen Landes geworden.
Seit Monaten kommt das einst so stolze Geldhaus aus
den Schlagzeilen nicht heraus. Die Finanzrisiken werden
im Monatstakt nach oben korrigiert, Image und Bonität
schwindet. Unter Schmerzen haben sich die Eigentümer
Anfang Februar auf eine zwei Milliarden Euro teure 
Rettungsaktion geeinigt - ohne zu wissen, wie lange 
diese den Abwärtstrend noch aufhalten kann.
Es wäre vorschnell, die Schuld für diese Notlage allein
geldgierigen Derivaten-Händlern oder 
pflichtvergessenen Vorständen in die Schuhe zu 
schieben. Selbstredend hat auch ungebremste 
Spekulationslust - unter souveräner Missachtung 
jedweder Risikoprüfung - zu der aktuellen Schieflage
beigetragen. Zudem wird wohl nie mehr festzustellen
sein, wie viel Freiheit die Chefetage ihren Händlern 
wirklich - und wissentlich - gelassen hat.
Doch das Problem liegt tiefer. Seit der Abschaffung von
Anstaltslast und Gewährträgerhaftung vor drei Jahren
haben sich die Konditionen für alle Landesbanken in
Deutschland verschlechtert. Geld, das im Kreditgeschäft
mangels eigener Vorzugsposition am Markt nicht mehr
hereinkommt, muss anderswo verdient werden. Zudem
hat die WestLB keinen Zugang zu den Privatkunden der
Sparkassen.
Und das ist auch gut so. Die Sparkassen als eine von drei

Säulen im deutschen Bankensektor sind selbst einem
schärferen Wettbewerb ausgesetzt. Nur die individuelle
Betreuung der Privatkunden - durch Personal und 
Filialen - ist das Pfund, mit dem sie wuchern können.
Würde man dieses Geschäftsfeld der WestLB überlassen,
wäre der Untergang der Sparkassen gewiss - und die 
Sanierung der Landesbank noch keineswegs sicher.
Daher darf es auch kein Zusammengehen einzelner
Sparkassen mit der WestLB geben - auch nicht unter
dem Vorwand der Krisenintervention. Denn das wäre 
die Privatisierung, die wir alle ablehnen. Auch in der
Funktion als Sparkassenzentralbank bleibt die 
WestLB eine private Aktiengesellschaft.
Eine dauerhafte Konsolidierung der WestLB erfordert
mehr - ein besseres Image, neue Produkte und neue 
Kunden. Zum einen muss ihr der Weg zur Finanzierung
der mittelständischen Wirtschaft eröffnet werden - und
sie muss ihn auch beschreiten. Darüber hinaus ist ein 
Zusammengehen mit weiteren Landesbanken 
unumgänglich. Die Option für Zweier-Kombinationen -
etwa mit der LBBW im vergangenen Sommer - hat sich
aufgrund der Dynamik des Marktes einstweilen erledigt.
Jetzt geht es darum, den Anschluss an größere Einheiten
zu finden.
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Handbuch 
Schienengüterverkehr 2008
hrsg.v.Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV),Bun-
desverband Materialwirtschaft,Einkauf und Logistik (BME) u.
DVV Media Group (Eurailpress, Railway Gazette, DVZ), 17 x
20 cm, 184 S., 48 Euro, 2008, zu bestellen unter www.
eurailpress.de oder im Buchhandel, ISBN 3-7771-0368-6 

Das Handbuch enthält eine umfassende Übersicht des An-
gebots im deutschen Schienengüterverkehr und seines Umfeldes
auf dem Markt. Die Grundstrukturen des Bahntransports werden
vermittelt und in einem Branchenverzeichnis nach den Sparten
Bahnunternehmen, Bahnspeditionen und Servicedienstleister auf-
gelistet. Das Handbuch ist damit eine praktische Arbeitshilfe für al-
le Akteure im Güterverkehr.
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BÜCHER UND MEDIEN / INHALT

GO NRW
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa-
len,Textausgabe mit Einführung und Stichwortver-
zeichnis von E. Dieter Bösche, Bürgermeister, 21.
Aufl., 2008, Taschenformat, 152 S., 14,80 Euro, Re-
ckinger Verlag, Postfach 17 54, 53707 Siegburg,
ISBN 3-7922-0107-7

Die handliche Ausgabe im Taschenformat
enthält den Text der Gemeindeordnung NRW (GO
NRW) in der Fassung des Gesetzes vom 9. Oktober 2007 (GV.NRW
S. 380). In der Einführung werden die wesentlichen Neuerungen
dargestellt. Diese betreffen unter anderem die Rechte der Fraktio-
nen und Gruppen im Rat, die Rechtstellung der Rats- und Aus-
schussmitglieder, die Wahlzeit, das Wahlalter und das Wahlverfah-
ren bei der Bürgermeisterwahl, die Stärkung unmittelbarer Bürger-
beteiligung, die Besetzung der Ausschüsse und das Gemeindewirt-
schaftsrecht. Ein Stichwortverzeichnis rundet die Textausgabe der
Gemeindeordnung ab.

Gewerbesteuer
Gestaltungsberatung in der Praxis, hrsg. v. RP Richter & Part-
ner, 307 S. Broschur. 44,90 Euro, Gabler Verlag Wiesbaden,
2008, ISBN 978-3-8349-0696-0.

Der Gesetzgeber hat mit der Unternehmensteuerre-
form einzelne gesetzliche Änderungen bei der Gewer-
besteuer vorgenommen. Danach wird der Gewerbe-

steuer sowohl für Kleinunternehmer als auch für große
Konzerne im Ertragsteuerrecht eine noch größere Bedeutung zu-
kommen als bisher.Das Werk bietet eine systematische Darstellung
der Gewerbesteuer unter Berücksichtigung der Unternehmensteu-
erreform 2008 mit den Schwerpunkten Gewerbesteuerpflicht, Be-
messung der Gewerbesteuer, Steuerbefreiungen, Steuermessbe-
trag und Hebesatz, gewerbesteuerliche Verlustnutzung, Anrech-
nung auf Einkommensteuer sowie Einfluss auf die Wahl der Rechts-
form. Das Buch ist praxisnah und kann via Internet unter www.
gabler-steuern.de laufend aktualisiert werden.
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Fördermittel für 74 Denkmalprojekte
von Gemeinden 
Das nordrhein-westfälische Bauministerium gibt in diesem
Jahr 9,2 Mio. Euro für denkmalgeschützte Bauten aus. Wie
NRW-Bauminister Oliver Wittke erklärte, könnten 203 Bau-
denkmäler, historische Gartenanlagen und Friedhöfe davon
profitieren. Die Gelder fließen an Städte, Gemeinden, Gemein-
deverbände, Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie an
Privateigentümer und Denkmalpflege-Organisationen. Mit ins-
gesamt 3,8 Mio. Euro werden 74 Denkmalprojekte von Kommu-
nen gefördert. Dazu zählen unter anderem das Freibad in Bil-
lerbeck, die Windmühle Zons in Dormagen sowie die jüdischen
Friedhöfe in Bad Salzuflen, Hopsten, Jülich, Meschede, Schlei-
den und Siegburg.

Suchmaschine speziell für 
Verwaltungsangebote
Unter der Internet-Adresse www.verwaltungssuchmaschine.de
können Bürger und Bürgerinnen nun leichter nach Behördeninfor-
mationen suchen. NRW-Innenminister Ingo Wolf hat auf der Com-
putermesse CeBIT in Hannover eine neue Verwaltungssuchma-
schine freigeschaltet.Sie gibt unter anderem Auskunft darüber,wo
Autos angemeldet werden können oder wer für Mahnverfahren
zuständig ist. Der Vorteil gegenüber anderen Suchmaschinen: Es
wird gezielt nach Internetangeboten der öffentlichen Verwaltun-
gen gesucht. Zudem schlägt die Suchmaschine für umgangs-
sprachliche Begriffe wie „Angelschein“ automatisch den Verwal-
tungsbegriff „Fischereierlaubnisschein“ vor und sucht danach.
Kommunen haben die Möglichkeit, die Suchfunktion in ihre Inter-
net-Portale zu integrieren.

Erstmals mehr als 40 Mio.
Übernachtungen in NRW
2007 war ein Rekordjahr für den Tourismus in Nordrhein-Westfa-
len.Erstmals wurden mehr als 40 Mio.Übernachtungen registriert.
Wie das Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik mitteilte,
wurde damit das Rekordergebnis aus dem Jahr 2006 nochmals um
2,9 Prozent übertroffen. Den Angaben zufolge stieg auch die Besu-
cherzahl um drei Prozent auf mehr als 17,3 Mio. Gäste. Dabei konn-
ten nahezu alle Regionen höhere Gäste- und Übernachtungszah-
len verbuchen. Lediglich in der Region Sauerland lag die Zahl der
Gäste unter dem Stand des Vorjahres.

Einsatz von Parkkrallen im Kampf 
gegen Steuersünder
Wer seine Steuern nicht zahlt, muss künftig damit rechnen, dass
sein Auto „gekrallt“ wird. Seit dem 1. März 2008 können die Be-
hörden in Nordrhein-Westfalen im Kampf gegen säumige Steu-
erzahler zum Einsatz von Radblockierschlössern greifen, die
auch unter dem Begriff „Parkkrallen“ bekannt sind. Wie das
NRW-Finanzministerium mitteilte, sei diese Methode in einzel-

nen Finanzämtern bereits erfolgreich getestet worden. Mit dem
Einsatz der „Kralle“ sei die Zahlungsmoral deutlich gestiegen,
hieß es. Auch die Bundesländer Saarland, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern und Niedersachsen sowie einige Kommunen nutz-
ten seit längerem „Parkkrallen“ zum Eintreiben von Steuerrück-
ständen.

Bundesweit erstes Bürgerkonto in
Hückeswagen
Einen neuen Service für Einwohner und Gewerbetreibende bietet
die Stadt Hückeswagen. Fällige Forderungen, aber auch Gutschrif-
ten der öffentlichen Verwaltung können nun über ein Bürgerkon-
to online eingesehen werden. Angezeigt werden auch Bescheide
oder Fälligkeitsdaten für Zahlungen,die ebenfalls über das System
heraus veranlasst werden können. Mit dem Bürgerkonto will die
Stadt ihren Bewohnern vollständige Transparenz über Forderun-
gen und Verbindlichkeiten gegenüber der öffentlichen Verwaltung
bieten. Hückeswagen sei bundesweit die erste Kommune, die die-
sen Service anbiete, heißt es in einer Pressemitteilung des Unter-
nehmens SAP, das die technische Grundlage für das Bürgerkonto
entwickelt hat.

Geringere Umlage der 
Landschaftsverbände
Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe (LWL) hat die Land-
schaftsumlage von 15,6 auf 14,6 Prozent gesenkt. Dies beschloss
die Landschaftsversammlung in Münster. Trotz der Hebesatz-
Senkung fällt die absolute Summe, welche die 27 Landkreise
und kreisfreien Städte in Westfalen-Lippe an den LWL überwei-
sen müssen, um 64 Mio. Euro höher aus als ein Jahr zuvor. Ins-
gesamt nimmt der LWL 1,47 Mrd. Euro Landschaftsumlage ein.
Die übrigen Mittel für den in diesem Jahr beschlossenen Etat
von 2,3 Mrd. Euro kommen aus anderen Töpfen. Parallel dazu hat
auch der „rheinische Rat“, die Versammlung des Landschaftsver-
bandes Rheinland (LVR), die Umlage um 0,65 Prozentpunkte auf
15,85 Prozent gesenkt.

Startschuss für Kulturlandschaft
Homburger Ländchen
Mit der Unterzeichung der „Homburger Erklärung“ haben die Ver-
treter des Oberbergischen Kreises, der Gemeinden Nümbrecht,
Wiehl und Waldbröl, des Aggerverbandes, der Biologischen Stati-
on Oberberg, des Forstamtes Bergisches Land, der Kreisbauern-
schaft des Oberbergischen Kreises, der Landwirtschaftskammer
Nordrhein-Westfalen und des Waldbauernverbandes Oberberg-
Süd den bundesweit ersten Kulturlandschaftsverband gegründet.
Ziel ist es, die wertvolle Kulturlandschaft des Homburger Länd-
chens zu erhalten und nachhaltig für Bewohner, Touristen, Land-
und Forstwirtschaft zu nutzen. Zu den geplanten Maßnahmen ge-
hören Landschaftspflege,Ausbau der Vermarktung regionaler Pro-
dukte und ein Demonstrationsbauernhof,auf dem Landwirtschaft
hautnah zu erleben ist.

NACHRICHTEN
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THEMA  VERSICHERUNG

Seit fast 100 Jahren decken Kommunen in West- 
und Norddeutschland ihre Schadensrisiken durch einen 
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit ab

Rathäuser bauen auf
GVV-Versicherungen

vorsitzender an der Spitze des Unterneh-
mens.
Derzeit sind mehr als 6.000 Städte, Gemein-
den, Kreise, kommunale Unternehmen und
Sparkassen nicht nur Versicherungsnehmer,
sondern gleichzeitig auch Mitglieder ihrer
Kommunalversicherung. In den Organen be-
stimmen die Mitglieder selbst Art und Um-
fang der Aufgaben von GVV-Kommunal so-
wie deren Erfüllung.Die Versicherung ist eine
ausschließlich von Mitgliedern getragene
Selbsthilfeeinrichtung und arbeitet daher - im
Unterschied zu anderen Versicherern - rein
nach dem Prinzip der Bedarfsdeckung und
ohne die Absicht, Gewinne zu erzielen.

BEITRÄGE NACH BEDARF

Selbsthilfeeinrichtung und Bedarfsdeckung
bedeuten für GVV-Kommunal auch,dass sich
die Beiträge ausschließlich am Schadenbe-
darf orientieren. Sie sind für die Kommunen
eine feste Größe in der Haushaltsplanung.Ein
weiterer Vorteil: Überschüsse aus dem Bei-
tragsaufkommen werden gemäß der Sat-
zung den Mitgliedern zurückerstattet (alleine
in 2006 waren dies 6,6 Mio. Euro).
Die Risiken der Kommunen und kommunalen
Unternehmen sind vielfältig und speziell.
GVV-Kommunal hat sich auf die optimale Ab-
deckung dieser Risiken spezialisiert. Fachleu-
te mit besonderem Know-how beurteilen bei-
spielsweise Risiken aus der Amtshaftung,aus
der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wasser,
aus dem Betrieb von Krankenhäusern und
Schulen, aus Bauvorhaben und aus Umwelt-
belastungen. GVV-Kommunal beschäftigt
heute rund 320 Mitarbeiter für diese Aufga-
benbereiche.
Diese Spezialisierung hat über Jahrzehnte zu
einer nahezu einmaligen Fachkompetenz ge-

führt, die sich auch in überregionaler Mitar-
beit - bis hin zur Mitwirkung bei gesetzgebe-
rischen Maßnahmen - auswirkt. GVV-Mitar-
beiter beobachten und bewerten regelmäßig
Risiken und Schäden im kommunalen Be-
reich. Sie informieren die Mitglieder über ak-
tuelle Entwicklungen und bieten kostenlos
Beratung und Schulung zur optimalen Ausge-
staltung des Versicherungsschutzes sowie zur
Schadenverhütung an. Ganz besonders der
Beratungsdienst von GVV-Kommunal zeich-
net sich dadurch aus, dass den Mitgliedern
hier Fachleute in allen Versicherungsfragen
zur Verfügung stehen,die selbst aus der kom-
munalen Verwaltung kommen.

ANGEBOT FÜR BESCHÄFTIGTE

Die GVV-Privatversicherung, kurz GVV-Privat,
ist eine 100prozentige Tochtergesellschaft der
GVV-Kommunalversicherung für den priva-
ten Versicherungsbedarf kommunaler Be-
schäftigter. Versichern können sich dort alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie de-
ren Familienangehörige von Städten und Ge-
meinden, Kreisen, kommunalen Einrichtun-
gen und Sparkassen sowie ehrenamtliche
Mandatsträger und deren Familienangehöri-
ge, die damit ebenso in den Genuss der be-
sonders preiswerten Produkte kommen.
Seit 1989 bietet GVV-Privat Versicherungs-
schutz in allen Lebenslagen als Direktversi-
cherer ohne hauptamtlichen Außendienst.
Dieser Verzicht auf teuren Vermittlungsauf-
wand und spartenintensive Werbung schlägt
sich positiv in den Prämien von GVV-Privat
nieder.Dafür sind vor Ort nebenberufliche Be-
treuer als Ansprechpartner für GVV-Privat in
den Verwaltungen und kommunalen Einrich-
tungen tätig. ●

DER AUTOR
Wolfgang Schwade ist
Vorstandsvorsitzender der
GVV-Kommunalversicherung
VVaG
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� Die GVV-Kommunalversicherung in Köln 
bietet Versicherungsschutz für nahezu alle 
versicherbaren Risiken der Kommunen

� Die GVV Kommunal ist Versicherungspartner
für kommunale Gebietskörperschaften, deren
Unternehmen und Sparkassen in Nordrhein-
Westfalen und in anderen Bundesländern
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KT GVV-Kommunal - GVV-Privat

Telefon: 0221-4893-0

Internet: www.gvv.de

Der Gedanke der kommunalen Selbst-
versicherung hat in Deutschland eine

lange Tradition und ist heute aktueller denn
je. Bereits im Jahre 1911 haben die Gemein-
den eine spezielle Selbstversicherung ge-
schaffen, die kommunale Risiken als Soli-
dar- und Gefahrengemeinschaft trägt - die
GVV-Kommunalversicherung VVaG, kurz
GVV-Kommunal, in Köln.
Der besondere Bezug zur kommunalen Fa-
milie wird besonders in den Gremien von
GVV-Kommunal deutlich.Vielfältige Gestal-
tungs- und Mitbestimmungsrechte erhal-
ten die kommunalen Mitglieder durch ihre
Vertreter in Vorstand, Aufsichtsrat und Re-
gional- oder Fachbeiräten. Zudem steht mit
dem früheren Lippstädter Bürgermeister
Wolfgang Schwade seit 2005 ein erfahre-
ner Kommunalpolitiker und Verwaltungsju-
rist aus Nordrhein-Westfalen als Vorstands-

6 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 4/2008
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THEMA VERSICHERUNG 

Am 01.01.2008 hat die Unfallkasse
Nordrhein-Westfalen ihre Arbeit auf-

genommen.Bedeutsam an dieser Nachricht
ist,dass vier ehemals selbstständige Unfall-
versicherungsträger der öffentlichen Hand -
Rheinischer Gemeindeunfallversicherungs-
verband,Gemeindeunfallversicherungsver-
band Westfalen-Lippe,Feuerwehrunfallkas-
se NRW, Landesunfallkasse NRW - sich zum
größten Unfallversi-
cherungsträger der
öffentlichen Hand in
Deutschland zusam-
mengeschlossen ha-
ben. Bedeutsam ist
auch, dass die Selbstverwaltungsgremien
der Unfallversicherungsträger rechtzeitig
die Zeichen der Zeit erkannten und frühzei-
tig begannen, die Modalitäten der Fusion
auszuhandeln.
Hintergrund der Fusion sind Bestrebungen
der Bundespolitik zur Reform der gesetzli-
chen Unfallversicherung in der Bundesre-
publik Deutschland. Die diesbezüglich in
der letzten Legislaturperiode entwickelten
Überlegungen mündeten im Januar 2008
in den Entwurf eines Unfallversicherungs-
Modernisierungsgesetzes. Reformiert wer-
den sollten ursprünglich sowohl die Organi-
sation der gesetzlichen Unfallversicherung
als auch das Leistungsrecht.
Der Gesetzgeber hat sich jedoch bislang nur
in der Lage gesehen,Vorschläge zur Reorga-
nisation der gesetzlichen Unfallversiche-
rung zu machen. Betroffen sind sowohl die
Berufsgenossenschaften für den gewerbli-
chen Bereich als auch die Unfallversiche-
rungsträger der öffentlichen Hand.Von den
derzeit 26 Berufsgenossenschaften sollen
letztlich neun Berufsgenossenschaften be-
stehen bleiben. Bei den Unfallversiche-
rungsträgern der öffentlichen Hand soll
maximal pro Bundesland noch ein Unfall-
versicherungsträger der öffentlichen Hand
tätig sein.

FUSION IN EIGENINITIATIVE

Die Konzentration im Bereich der Unfallver-
sicherung vorhersehend, standen die Ver-
antwortlichen in Selbstverwaltung und Ge-
schäftsführung der NRW-Unfallversiche-
rungsträger vor der Wahl:Abwarten und auf
die Entscheidung der Bundes- und Landes-
politik reagieren oder selbst das Heft in die

Hand nehmen. So-
wohl auf Bundesebe-
ne (s. Kasten xx) wie
auf Landesebene ent-
schied man sich für
die Eigeninitiative.

Die Unfallversicherungsträger in NRW konn-
ten hierbei an frühere Bestrebungen an-
knüpfen, sich stärker zu vernetzen und zu-
sammenzuarbeiten. Seit 1999 bestand ein
Koordinierungsrat der Unfallversicherungs-
träger der öffentlichen Hand in NRW,in dem
die Vorsitzenden der Vorstände und Vertre-
tungsversammlungen sowie die Hauptge-
schäftsführer der Unfallversicherungsträger
vertreten waren. Als die Bundesregierung
beschloss, die Reform der Unfallversiche-
rung in Angriff zu nehmen und hierbei expli-
zit die Aufteilung in 26 Berufsgenossen-
schaften und 31 Unfall-
versicherungsträger der
öffentlichen Hand ins Vi-
sier nahm, wurde allen
Beteiligten klar, dass Ko-
ordination allein nicht
ausreichen würde.
Aus dem Koordinierungs-
rat wurde in Ausführung

Mit Blick auf die Anforderungen der Zukunft haben sich die 
vier nordrhein-westfälischen Unfallversicherungsträger zu 
einer gemeinsamen Unfallkasse zusammengeschlossen

Unfallversicherung -
aus vier mach´ eins
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Die Vorsitzenden �
der Selbstverwaltungs-

gremien und die Geschäfts-
führer der Fusionspartner

im Mai 2007 bei der 
Unterzeichnung des 

Fusionsvertrages

der Beschlüsse der Vertreterversammlun-
gen ein gemeinsamer Ausschuss zur Vorbe-
reitung der Fusion der öffentlichen Unfall-
versicherungsträger in NRW. Es galt,

• Landesinteressen mit kommunalen Inte-
ressen und den Besonderheiten der Feuer-
wehr auszugleichen,

• bei fusionsbedingter Zentralisierung nicht
die Kundennähe in den Gebieten Rhein-
land und Westfalen zu verlieren,

• sozialverträgliche Lösungen für die Be-
schäftigten zu finden,

• eine faire Vermögensauseinandersetzung
zu finden,

• die Geschäftsprozesse aneinander anzu-
gleichen.

Nicht zuletzt musste eine faire Lösung für
die Mitglieder der Selbstverwaltungen und
ihre Funktionsträger gefunden werden. Als
äußerst wertvoll für eine strukturierte De-
batte über eineinhalb Jahre erwies sich die
externe Moderation durch Dr. Hilmar
Schmidt, damals Geschäftsführer der Bera-
tungsfirma Horvath & Partner.

VERORDNUNG VOM LAND

Die Verhandlungen konnten Mitte 2007 ab-
geschlossen werden. Rechtzeitig zum 30. Ok-
tober 2007 wurde die Verordnung über die
Fusion der Unfallversicherungsträger der öf-
fentlichen Hand in NRW durch die Landesre-
gierung verabschiedet. Die Vertreterver-
sammlungen beschlossen Ende November die
Satzung der Unfallkasse Nordrhein-Westfa-
len, die am 3. Dezember vom Landesversiche-
rungsamt Nordrhein-Westfalen genehmigt
wurde.
Mit der Unfallkasse NRW hat Nordrhein-West-
falen einen modernen und leistungsfähigen
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DER AUTOR
Hans-Gerd von Lennep ist
Beigeordneter für Recht und
Verfassung beim Städte- und
Gemeindebund NRW
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Träger der gesetzlichen Unfallversicherung ge-
schaffen.Die Unfallkasse NRW entsprang dem
freien Willen der Fusionspartner. Hierbei ha-
ben sich die Beteiligten auf ein Modell verstän-
digt,das fachlich und wirtschaftlich zeitgemä-
ßen Vorstellungen gerecht wird und zugleich
die sozialen Aspekte nicht vernachlässigt. Die
Unfallkasse NRW ist organisiert als Modell der
zentralen Steuerung und Evaluation einerseits
sowie der örtlichen Kundenbetreuung durch
Regionaldirektionen in Düsseldorf und Müns-
ter andererseits.
Es besteht Einvernehmen,dass in der Regel die
Zentrale keinen direkten Einfluss auf Einzel-
prozesse im Rahmen der „Kundenbetreuung“
haben soll, sondern nur durch strategische
Vorhaben die Qualitätskontrolle vornimmt.
Über die beiden Regionaldirektionen soll die
Forderung der Errichtungsverordnung umge-
setzt werden, auf eine gleichmäßige Vertei-
lung der Arbeitsbelastung auf Rheinland und
Westfalen hinzuwirken.

BETREUUNG AUS EINER HAND

Die Vorteile des Zusammenschlusses sind
offenkundig: Versicherte und Arbeitgeber
werden zukünftig „aus einer Hand“ betreut.
Statistiken, die ausweisen, dass jährlich et-
wa 15.000 Unfallmeldungen beim falschen
Träger ankommen, dürften dann der Ver-
gangenheit angehören. Bei der Interessen-
vertretung spricht die gesetzliche Unfallver-
sicherung in Nordrhein-Westfalen nun-
mehr mit einer Stimme. Doppelstrukturen

werden abgebaut und Verwaltungsverfah-
ren weiter rationalisiert. Mittelfristig soll
die Unfallkasse NRW zehn Prozent der Ver-
waltungs- und Verfahrenskosten einsparen.
Die im Zusammenhang mit der Fusion not-
wendigen Umstrukturierungen werden
schrittweise und unter Berücksichtigung
der personellen Gegebenheiten sozialver-
träglich gestaltet. Fusionsbedingte Beendi-
gungskündigungen sind ausgeschlossen.
Ziel ist es, alle fusionsbedingten personel-
len Einzelmaßnahmen im Einvernehmen
mit den betroffenen Beschäftigten durch-
zuführen.
Die Bereitschaft der Landesregierung, die
Bediensteten der Landesunfallkasse in den

kommunalen Tarifvertrag mit seinen Siche-
rungssystemen zu überführen, sowie der
zwischen dem Kommunalen Arbeitgeber-
verband und der Gewerkschaft Verdi abge-
schlossene Fusionstarifvertrag für den An-
gestelltenbereich sichern die Belange der
Beschäftigten.

NEUE GREMIEN AB 2012

Die Selbstverwaltungsorgane der Unfall-
kasse NRW sind die Vertretersammlung
und der Vorstand. Vom Zeitpunkt der Fusi-
on bis zum Ablauf der 10. Sozialwahlperi-
ode 2011 setzt sich die Vertreterversamm-
lung aus sämtlichen Mitgliedern der bis-
herigen vier Vertreterversammlungen
und der Vorstand aus sämtlichen Mitglie-
dern der bisherigen vier Vorstände der Fu-
sionspartner zusammen. Danach wird die
Vertreterversammlung aus je zwölf Ver-
tretern der Versicherten und der Arbeit-
geber, und der Vorstand aus je vier Vertre-
tern der Versicherten und der Arbeitgeber
bestehen.
Mit der Unfallkasse NRW wurde eine Un-
fallkasse geschaffen, die nach ihrer Größe

� Hans-Gerd von Lennep, Vorsitzender der 
Vertreterversammlung der Unfallkasse NRW 
(v. li.), Karl-Josef Laumann, NRW-Minister für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales, und Lothar
Szych, Vorstandsvorsitzender der Unfallkasse
NRW, bei deren Gründungsfeier Ende Januar
2008 in Düsseldorf FO
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Die gewerblichen Berufsgenossenschaften und
die Unfallversicherungsträger der öffentlichen

Hand werden seit dem 1. Juni 2007 von einem ge-
meinsamen Spitzenverband, der Deutschen Gesetz-
lichen Unfallversicherung (DGUV) vertreten.Hervor-
gegangen ist diese aus der Verschmelzung des Bun-
desverbandes der Unfallkassen (BUK) mit dem
Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossen-
schaften (HVBG).
Anlässlich der Vorstellung des neuen Spitzenverban-
des der gewerblichen Berufsgenossenschaften und
der Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand
erklärten der amtierende Vorsitzende der DGUV, Dr.
Hans-Joachim Wolff, und sein Stellvertreter, Hans-
Gerd von Lennep:„Für die Unfallversicherungsträger
im öffentlichen und privaten Sektor hat am 1. Juni
2007 eine neue Zeit begonnen: Ein einheitlicher Ver-
band, die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung
(DGUV), vertritt nun die gemeinsamen Interessen

der gewerblichen Berufsgenossenschaften und der
Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand.Die
Selbstverwaltung hat damit einen ersten Abschnitt
ihres eigenen Konzepts erfolgreich abgeschlossen,
mit dem sie die Unfallversicherung fit für die Zukunft
machen will.

Abstimmung leichter

Der neue Verband erleichtert die Abstimmung
zwischen gewerblichem und öffentlichem Sektor
und sorgt damit für mehr Effizienz bei Präventi-
on und Rehabilitation. Die Verschmelzung von
HVBG und BUK ebnet den Weg für einen ganz-
heitlichen Präventionsansatz, der die Sicherheit
und Gesundheit in der Kita, in der Schule, an der
Universität, am Arbeitsplatz und im Ehrenamt
gleichermaßen umfasst. Die Entscheidung für ei-
nen gemeinsamen Spitzenverband zeigt auch:
Die Selbstverwaltung hält ihre Versprechen. Wir

haben die DGUV aus eigener Initiative auf den
Weg gebracht.“ 
Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung be-
schäftigt rund 900 Mitarbeiter/innen an den Stand-
orten Berlin, München, Sankt Augustin, Hennef und
Bad Hersfeld sowie in ihren drei Forschungsinstitu-
ten. Neben der Interessenvertretung koordiniert die
DGUV die Arbeit der Unfallversicherungsträger in
wichtigen Bereichen, etwa in Prävention und Reha-
bilitation, Forschung, Bildung und Kommunikation.
Der Verband schließt für seine Mitglieder zudem Ver-
träge mit medizinischen Leistungserbringern. Die
Mitglieder der DGUV versichern mehr als 70 Mio.
Menschen gegen die Folgen von Arbeits-,Wege- und
Schulunfällen sowie Berufskrankheiten. Als Unfall-
versicherungsträger verfügen Berufsgenossenschaf-
ten und Unfallkassen über umfassende Kompetenzen
in der medizinischen und beruflichen Rehabilitation
nach Arbeitsunfällen und bei Berufskrankheiten.(vle)

DEUTSCHE GESETZLICHE UNFALLVERSICHERUNG
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mit fünf Mio.Versicherten, 750 Beschäftig-
ten, mit einem Volumen von 440.000 Un-
fallmeldungen pro Jahr und einem Haus-
halt von 274 Mio. Euro auch auf Bundes-
ebene ein guter Partner für die weiteren
Reformprozesse sein wird und die durch
ihre innere Struktur ihre Kundennähe
nicht verloren hat. Die Unfallkasse NRW
wird sich als verlässlicher und starker Part-
ner für Versicherte und Arbeitgeber, die
Kommunen und das Land bewähren. ●

Die Provinzial Rheinland Versicherun-
gen gehören mit mehr als 2.100 Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern sowie
Beitragseinnahmen von über zwei Milli-
arden Euro zu den Großen unter den öf-
fentlichen Versicherern. Das Unterneh-
men ist Teil der Sparkassenfinanzgruppe
und als Schaden-, Unfall- und Personen-
versicherer Regionalanbieter in den Regie-
rungsbezirken Düsseldorf, Köln, Trier und
Koblenz.
Hier ist die Provinzial bewährter Versicherer
von Privatkunden, wenn es etwa um Auto-,
Haftpflicht-, Hausrat- oder Wohngebäude-
Versicherung geht. Auf der sicheren Seite
fühlen sich mit der Provinzial auch Indus-
trie-, Handel- und Dienstleistungsbranche.
Und nicht zuletzt dokumentiert ein Bestand

von rund 1,2 Millionen Lebensversiche-
rungs-Verträgen die Zufriedenheit und das
Vertrauen der Kunden.
Die historische Verwurzelung in der Region
macht die Provinzial zugleich zum traditio-
nellen Partner der Städte und Gemeinden.
Diese setzen beim Versicherungsschutz auf
deren Erfahrung und Leistungsfähigkeit.
Immer da, immer nah - dieser Grundsatz
wird bei der Provinzial durch ein dichtes
Netz von Geschäftsstellen und Beratern in

� Von ihrer Hauptverwaltung in Düsseldorf-Wersten aus steuert die Provinzial Rheinland das 
Geschäft in ihren 640 Geschäftsstellen sowie rund 1.700 Zweigstellen und Versicherungsagenturen
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Ursprung im 
Kaiserreich
Die gesetzliche Unfallversicherung ba-
siert auf der Bismarck’schen Sozialgesetz-
gebung durch das Unfallversicherungs-
gesetz vom 6. Juli 1884.Sie ist damit nach
der Krankenversicherung der zweitältes-
te Versicherungszweig. Als einziges ge-
setzliches Sozialversicherungssystem in
Deutschland wird die gesetzliche Unfall-
versicherung allein aus Arbeitgeberbei-
trägen finanziert. Die Träger sind Körper-
schaften des öffentlichen Rechts mit
Selbstverwaltung („Berufsgenossen-
schaften“ und „Unfallversicherungsträ-
ger der öffentlichen Hand“). Sie bilden in
den drei Zweigen „gewerbliche Unfall-
versicherung“, „landwirtschaftliche Un-
fallversicherung“ und „Unfallversiche-
rung der öffentlichen Hand“ ein flächen-
deckendes System zur Prävention, Reha-
bilitation und Entschädigung. Rechts-
grundlage ist seit 1997 das VII. Buch So-
zialgesetzbuch (SGB).
Aufgaben der Unfallversicherung sind
Prävention,Rehabilitation und Entschädi-
gung. Rehabilitation und Entschädigung
kommen bei Arbeitsunfällen und Berufs-
krankheiten in Betracht. In der Präventi-
on haben die Unfallversicherungsträger
gemäß § 14 SGB VII mit allen Mitteln für
die Verhütung von Arbeitsunfällen, Be-
rufskrankheiten und arbeitsbedingten
Gesundheitsgefahren und für eine wirk-
same Erste Hilfe zu sorgen.
Versichert sind kraft Gesetzes unter an-
derem Beschäftigte,Auszubildende, Kin-
der während des Besuchs von Tagesein-
richtungen, Schüler und Studenten, Hel-
fer bei Schadensfällen, ehrenamtlich Tä-
tige und weitere Personen. Insgesamt
gelten in Deutschland rund 75 Mio.
Menschen als gesetzlich unfallversichert -
gut 93 Prozent der Bevölkerung.

Die Provinzial Rheinland Versicherungen gründen ihren Erfolg 
auf ein engmaschiges Netz von Beratern und Beraterinnen, das
auch die Sparkassen einbezieht

Für die Kunden zählt
das Pro an Sicherheit

DIE AUTORIN
Ass. Jur. Gabriele Scheidt ist
PR-Referentin der Provinzial
Rheinland
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den Zweigstellen der Sparkassen in die Pra-
xis umgesetzt.

BERATER BEI SPARKASSEN

Den Nutzen haben die Kunden: Beratung,
Service und Schadenregulierung leistet die
Provinzial ohne Umwege zur rechten Zeit
am rechten Ort.640 Geschäftsstellen, in de-
nen zusammen mehr als 1.200 Geschäfts-
stellenleiter und Kundenberater tätig sind,
sorgen für flächendeckende Präsenz und
erstklassige Kundenbetreuung. Außerdem
hat die Provinzial durch Versicherungsbera-
ter in den rund 1.700 Zweigstellen und Ver-
sicherungsagenturen der Sparkassen ihre
Geschäftsstellenleiter-Organisation sinn-
voll ergänzt und die Kundennähe weiter
ausgebaut.
Auto, Haus und Firma versichern Kunden in
über fünf Millionen Verträgen bei der Pro-
vinzial. Traditionell ist sie in ihrem Ge-
schäftsgebiet Marktführer im Segment
Wohngebäude-Versicherung. Der Schaden-
versicherungszweig bietet neben klassi-
schen Einzelverträgen wie Wohngebäude-,
Hausrat-, Kraftfahrt- und Haftpflichtversi-
cherung auch Kombiprodukte mit umfas-
senden Risikoschutz: Gesamtlösungen, die
dem Kunden Geld und Zeit sparen.
Sich sicher zu fühlen ist ein Grundbedürfnis
aller Menschen. Deshalb gibt es Versiche-
rungen. Wenn einmal etwas passiert, soll
der Schaden wenigstens finanziell ausge-
glichen werden. Die Provinzial möchte aber
mehr für ihre Kunden tun und bietet des-
halb neben der breiten Produktpalette weit
über 50 zusätzliche Leistungen an. Durch
deren Bündelung soll ein attraktiver Zusatz-
nutzen entstehen - und zwar über alle Spar-

ten. Die zusätzlichen Ser-
viceangebote sollen
nicht erst im Schadenfall
greifen, sondern von Be-
ginn der Kundenbezie-
hung an.

ABGESTUFTES 
SICHERHEITSPAKET

Mit dem Pro an Sicherheit werden deshalb
alle bereits vorhandenen Serviceangebote
zu einem Sicherheitspaket mit einzelnen
„Pros“ gebündelt. Ziel ist, dem stetig stei-
genden Sicherheitsbedürfnis der Menschen
gerecht zu werden. Dies beginnt bei Maß-
nahmen zur Verhütung von Schäden und
schließt vergünstigtes Fahrsicherheitstrai-
ning, individuelle Sicherheitsberatung
durch die Experten der Abteilung Schaden-
verhütung, den „Wind & Wetter-Service“
oder qualitätsgeprüfte Rauchmelder zum
Sonderpreis mit ein.
Als erste Versicherung am Markt bietet die
Provinzial zudem auch Hilfestellung unab-
hängig von dem jeweils versicherten Um-
fang. Konkret heißt das: ein Kunde, der bei
der Provinzial versichert ist,wird grundsätz-
lich mit seinen Problemfällen und Service-
wünschen nicht allein gelassen.Ein Anruf in
seiner Provinzial-Geschäftsstelle oder der
örtlichen Sparkasse genügt und er erhält
das Pro an Sicherheit, einen qualifizierten
Auskunftsservice am Telefon. Denn ab dem
ersten Versicherungsvertrag benennt das
Unternehmen - unabhängig davon,was ver-

sichert ist -, die dem Kun-
denwunsch entsprechen-
de geeignete Dienstleis-
tung und bietet damit
„ein Mehr“ an Leistung,
ein „Mehr“ an Service und
ein „Mehr“ an Nähe.
Als bedeutendes Wirt-
schaftsunternehmen
nimmt die Provinzial ihre
Verantwortung wahr.
Aus diesem Grund hat

sie,die seit fast 170 Jahren in der Region ver-
wurzelt ist und mit der Nähe zu den Men-
schen, die dort leben, wirbt, eine Verpflich-
tung, sich für das Gemeinwohl zu engagie-
ren. Die Provinzial erfüllt diese Verpflich-
tung schon seit ihrer Gründung. Dies ist ein
Selbstverständnis, dem sich das Unterneh-
men auch in Zukunft verpflichtet fühlt und
welches angesichts der rückläufigen staat-
lichen Fördermittel dringend und hoch ak-
tuell erscheint.

KULTUR- UND SOZIALSTIFTUNG

Mit dem Ziel, das bisherige Engagement zu
bündeln, hat sie eine Kultur- und Sozialstif-
tung gegründet. Hier liegt der Schwer-
punkt bei der Förderung der Reittherapie in
den rheinischen Förderschulen des Land-
schaftsverbandes Rheinland mit dem
Schwerpunkt körperliche und motorische
Entwicklung.
Der Düsseldorfer Versicherer ist aber auch
auf dem Gebiet des sozialen Engagements
sehr aktiv und setzt sich im Rahmen der so-
zialen Verantwortung an seinem Standort
in Düsseldorf-Wersten ein, sei es mit
Handykursen für Senioren oder durch die
Förderung sozial schwacher Familien und
Kinder. Aber auch das Interesse am bürger-
schaftlichen Engagement der Bevölkerung
hat in den zurückliegenden Jahren merk-
lich zugenommen. Und noch längst sind
nicht alle Potenziale in der ehrenamtlichen
Arbeit ausgeschöpft.
Diese Entwicklung nutzt die Provinzial und
hat sich zum Ziel gesetzt, Mitarbeiter/in-
nen im Innen- und Außendienst sowie ehe-
malige Kolleginnen und Kollegen für ehren-
amtliche Tätigkeiten zu gewinnen. Diver-
se Veranstaltungen wurden bereits durch-
geführt. Kooperationen mit der Freiwil-
ligenzentrale der Diakonie in Düsseldorf oder
der Ehrenamtsbörse „www.duesseldorf-
aktiv.net“ unterstützen den dafür gegrün-

� Die Kultur- und 
Sozialstiftung der Provinzial
Rheinland unterstützt
Reittherapie an rheinischen
Förderschulen

Auch Handykurse für � 
Senioren führt die 

Provinzial Rheinland durch
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deten Arbeitskreis dabei, Interessierte zu
beraten und zu helfen, für sie geeignete
Aufgaben zu finden.

JUNGE KÜNSTLER GEFÖRDERT

„Engagement im Rheinland für die zeitge-
nössische Kunst“ - so heißt eine Förderreihe,
mit der das Unternehmen seit einigen Jah-
ren junge Kunst systematisch unterstützt
und Partnerschaften pflegt mit zehn re-
nommierten Museen des Rheinlands, die
jenseits der großen Metropolen wie Köln
und Düsseldorf liegen. Durch dieses Enga-
gement soll bewusst eine der bedeutend-
sten Kulturregionen Deutschlands ins Blick-
feld gerückt werden.
Durchgeführt werden jährlich zwei solcher
Partnerschaften, bei denen mit finanzieller
Unterstützung der Provinzial abwechs-
lungsreiche Ausstellungsprojekte entste-
hen.Zum einen wird die hochkarätige Unter-
nehmenssammlung unter wechselnden As-
pekten präsentiert und ermöglicht dadurch
überraschende sowie produktive Dialoge
mit der jeweiligen musealen Schausamm-
lung. Begleitend wird jeweils ein Förderpro-
jekt verwirklicht, bei dem junge Künstlerin-
nen und Künstler die Möglichkeit haben,
Werke für ausgewählte Räume dieser Mu-
seen zu schaffen, die anschließend dort als
dauerhafte Bereicherung verbleiben.

EINSATZ FÜR DIE UMWELT

Die aktuelle Klimadebatte bestätigt die
langjährigen und nachhaltigen Aktivitäten
der Provinzial zum Umweltschutz. Als ein
wesentliches Element der Firmenphiloso-
phie steht dieses Engagement für die ge-
sellschaftliche Verantwortung des Unter-
nehmens. Neben der CO2-Neutralität, die
bis zum 175-jährigen Firmenjubiläum im
Jahr 2011 angestrebt wird, entwickelte die
Provinzial Rheinland gemeinsam mit pri-
ma-klima weltweit e.V. für die kommenden
Jahre ein umfangreiches Aufforstungspro-
gramm im Geschäftsgebiet und in verschie-
denen Regionen der Welt.
Aber auch die Mitarbeiter werden zu um-
weltfreundlichem Handeln motiviert - mit
dem Klimasparbuch. Die im privaten Be-
reich umgesetzten Energieeinsparungen
werden dem Sparbuch gutgeschrieben
und vom Unternehmen mit weiteren Auf-
forstungen verzinst. Als Partner für die Ini-
tiative konntendas Umweltbundesamt
und die Energieagentur NRW gewonnen
werden. ●

Der Provinzial NordWest-Konzern - ent-
standen aus der Zusammenführung

der beiden traditionsreichen Unterneh-
mensgruppen Westfälische Provinzial und
Provinzial Nord - ist mit seinen Gesamtbei-
tragseinnahmen von 3,0 Mrd. Euro der
zweitgrößte Öffentliche Versicherungskon-
zern in Deutschland.
Unter dem Dach der Provinzial NordWest
Holding AG, die als Management- und
Steuerungs-Holding fungiert, agieren drei
rechtlich selbstständige regionale Schaden-
und Unfallversicherer: die Westfälische Pro-
vinzial Versicherung AG, die Provinzial Nord
Brandkasse AG, die Hamburger Feuerkasse
Versicherungs AG sowie die Provinzial Nord-
West Lebensversicherung AG.
Die Zusammenarbeit innerhalb der Provin-
zial NordWest-Gruppe basiert auf dem so
genannten Plattformmodell. Unter Beibe-
haltung der Marktverantwortung der Scha-

den- und Unfallversicherer zielt dieses Mo-
dell darauf ab,Wissenssynergien zu nutzen
und die wirtschaftliche Effizienz durch Bün-
delung von Querschnittsfunktionen zu stei-
gern. Die Vorteile eines Regionalversiche-
rers - Kundennähe, Präsenz vor Ort sowie
die traditionell enge wirtschaftliche und ge-
sellschaftliche Bindung an die Region - blei-
ben so erhalten.

SPEZIALIST FÜR WESTFALEN

Die Unterzeichnung des „Reglements“ zur
Gründung einer Feuersozietät für die Graf-

Seit fast 300 Jahren ist die Westfälische Provinzial Versicherung 
AG am Markt aktiv und leistet damit einen wichtigen Beitrag zur 
regionalen Wirtschaftsentwicklung

Schäden verhüten,
begrenzen, regulieren 

DER AUTOR
Jörg Brokkötter ist Presse-
sprecher der Westfälischen
Provinzial Versicherung 
Aktiengesellschaft in Münster

� Die Westfälische Provinzial Versicherung AG mit Sitz in Münster ist der traditionelle 
Regionalversicherer in Westfalen 
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schaft Mark am 1. Mai 1722 durch König
Friedrich Wilhelm I. von Preußen legte den
Grundstein zu einer langen, wechselvollen
und im Ergebnis ausgesprochen erfolgrei-
chen Geschichte der Westfälischen Provinzi-
al (siehe Kasten). Heute ist sie unangefoch-
tener Marktführer in Westfalen.
Dem Grundprinzip der Regionalität der öf-
fentlichen Versicherer ist die Provinzial mit
Sitz in Münster auch heute noch verpflich-
tet. Durch die Konzentration auf die Region
Westfalen eröffnen sich dem Unternehmen
detaillierte Kenntnisse über seine Kunden
und deren Risikostruktur.
Die angebotenen Sach-, Haftpflicht-, Unfall-,
Kraftfahrt- und Lebensversicherungen kön-
nen so maßgeschneidert auf die Bedürfnis-
se der verschiedenen Kundengruppen ab-

gestimmt werden. Der Vertrieb der Versi-
cherungsprodukte erfolgt über die fast 500
Provinzial-Geschäftsstellen sowie rund
1.500 Sparkassenfilialen im Geschäftsge-
biet. Die Provinzial erzielt damit eine flä-
chendeckende Präsenz in ganz Westfalen.

PARTNER DER KOMMUNEN

Die Verwurzelung in der Region macht die
Provinzial zugleich zum traditionellen
Partner der Städte und Gemeinden. Seit
Jahrzehnten setzen diese beim Versiche-
rungsschutz auf die jahrhundertlange Er-
fahrung und Leistungsfähigkeit des Versi-
cherers in Münster. Während rund 55 Pro-
zent der Beitragseinnahmen der Westfäli-
schen Provinzial auf das Privatkundenge-

schäft entfallen, sind
es zu 45 Prozent Fir-
menkunden, die von
Mitarbeitern der West-
fälischen Provinzial
betreut werden.
Vor allem in den
Sachversicherungen
verfügt das Unter-

nehmen über eine traditionell starke
Marktposition. Dies gilt insbesondere für
die Gebäude-, Sturm- und Hausratversi-
cherung. Aber auch im Bereich der Haft-
pflicht-, Unfall- und Kraftfahrtversiche-
rungen gehört der Versicherer seit langem
zu den führenden Anbietern im Ge-
schäftsgebiet.
Die Provinzial ist auch in der Schadensver-
hütung und -begrenzung sehr aktiv. Aus
ihrer Verantwortung als Partner des Lan-
desfeuerwehrverbandes NRW und der
Kommunen heraus hat sie die Feuerweh-
ren mit Wärmebildkameras und mit be-
sonders leistungsfähigen Hohlstrahlroh-
ren ausgestattet. Außerdem bietet die
Provinzial seit einigen Jahren ihren Kun-
den kostenlos das Unwetter-Frühwarn-
system WIND an. Dieses ist entstanden
durch die Zusammenarbeit von Meteome-
dia, dem Fraunhofer Institut für Software-
und Systemtechnik und der Provinzial.
WIND warnt zuverlässig und punktgenau
vor Unwettern - per E-Mail, SMS oder FAX.

HILFE BEI KONFLIKTLÖSUNG

Das Projekt„Stark im MiteinanderN“ wurde
von der Westfälischen Provinzial, der schul-
psychologischen Beratungsstelle der Stadt
Münster, dem Jugendrotkreuz Westfalen-
Lippe sowie dem Arbeitskreis Soziale Bin-
dung und Beratung ins Leben gerufen. Mitt-

� Beratung der 
insgesamt 1,8 Millionen
Kunden bildet einen
Schwerpunkt der Arbeit

Offenes Feuer war früher eine Selbstverständ-
lichkeit. Sei es zum Heizen, sei es zum Ko-

chen, zum Schmieden oder für ein wenig Licht -
überall loderten kleine und große Flammen in
Bauernkaten, Bürgerhäusern und Werkstätten.
Entsprechend groß war die Brandgefahr. Ange-
sichts der dichten Bebauung in den Städten

konnte ein Feuer jederzeit auf Nachbarhäuser
überspringen und in Minutenschnelle ganze
Straßenzüge in Schutt und Asche legen. Brand-
gefahr gehört damit zu den ersten Risiken, gegen
die sich die Menschen finanziell abzusichern
suchten.
Als der preußische König Friedrich Wilhelm I. im
Jahre 1722 eine Feuersozietät für die Städte im
Herzogtum Kleve und in der Grafschaft Mark
gründete, lag die Idee gewissermaßen in der
Luft. Freilich waren bereits mehrere Versuche in
dieser Richtung fehlgeschlagen. Meist lag es dar-
an, dass der Staat die Versicherung als bequeme
Steuerquelle missbrauchte und damit das Ver-
trauen der Bevölkerung in das neumodische In-
stitut untergrub.
Der Aufbau einer Feuerversicherung veränderte
grundlegend den Geschäftsverkehr der Bürger
und brachte auch dem Staat Vorteile. So wurde
das Beleihen von Gebäuden leichter, weil die
Gläubiger nicht mehr den Verlust ihres Kredits be-

fürchten mussten. Der Staat war von Hilfszahlun-
gen im Brandfall befreit und gewann zudem nütz-
liche Daten über Anzahl und Wert der Gebäude.
Bis zur eigenständigen Versicherungsgesell-
schaft im modernen Sinne war es noch ein wei-
ter Weg. Über ein Jahrhundert wurden die örtli-
chen Feuersozietäten vom Staat betrieben und
hatten Mühe, Kirche und Adel mit ihren „gute Ri-
siken“ darstellenden Gebäuden zu gewinnen.
Gewerbetreibende blieben völlig außen vor.
Erst mehrere Großbrände, welche die zuständi-
gen Sozietäten an den Rand des Ruins brachten,
förderten die Einsicht, dass die vielen kleinen
Einheiten nicht mehr zeitgemäß seien. 1836 wur-
den alle Gesellschaften in Westfalen per Gesetz
zur „Provinzial-Feuersozietät der Provinz West-
falen“ vereinigt. Ein Jahr später fiel die Verpflich-
tung für Hausbesitzer, dieser staatlichen Gesell-
schaft beizutreten - der Markt für Gebäudefeu-
erversicherung stand somit auch privaten Anbie-
tern offen. (mle)

FEUERSOZIETÄTEN ALS KEIMZELLE DES VERSICHERUNGSWESENS

� Großbrand in Warendorf am 12. September
1741 nach einem Gemälde von Theodor Möller
aus dem 19. Jahrhundert
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lerweile mit dem deutschen Förderpreis für
Kriminalprävention ausgezeichnet, unter-
stützt das Projekt Kinder und Jugendliche
an westfälischen Schulen, ein gewaltloses
Miteinander zu finden. Kinder und Jugend-
liche erfahren mit diesem Projekt, dass Zu-
sammenhalt stark macht und ihre Ängste
sowie Gefühle im Schulalltag ernst genom-
men werden.
Auch die 1997 gegründete Provinzial-Kultur-
stiftung initiiert eine Vielzahl regionaler
Kulturprojekte und fördert insbesondere
junge Künstler in und aus Westfalen. In Zu-
sammenarbeit mit der Gesellschaftsförde-
rung der Westfälischen Kulturarbeit wur-
den zahlreiche Projekte unterstützt und
Kunstausstellungen sowie Konzerte he-
rausragender junger Künstler in den ver-
schiedenen Regionen Westfalens gefördert.
Verbundenheit mit der Region über die re-
gionalen Grenzen hinaus zeigt die Westfäli-
sche Provinzial mit dem „Kulturatlas West-
falen“. Dieses umfangreiche Nachschlage-
werk - seit einigen Jahren auch ständig ak-
tualisiert im Internet (www.kulturatlas.de)
- bietet Tipps und Hintergründe zu Kunst
und Theater, Museen, Festen und Märkten
sowie zu Brauchtum, Bildung und Literatur
aus allen 231 Städten und Gemeinden West-
falens. Der Atlas ist Informationsquelle und
Planungsgrundlage für Ausflüge - das Ein-
gangstor für alle Bürger zum kulturellen Le-
ben in Westfalen.

SICHERHEIT DURCH NACHTBUS

Ein weiteres Beispiel aus dem Bereich der
Schadenverhütung ist das von der Provin-
zial geförderte Projekt „Nachtbusse“. Vor-
rangiges Ziel der 1992 gestarteten Koope-
ration mit den regionalen Verkehrsunter-
nehmen war es, den Menschen im länd-
lich geprägten Westfalen mit nur wenigen
Oberzentren ein zusätzliches und vor al-

lem sicheres Verkehrsangebot auch au-
ßerhalb der üblichen Verkehrszeit sowie
an Wochenenden zur Verfügung zu stel-
len.
Im Laufe der vergangenen 16 Jahre wur-
den nach und nach 16 Nachtbuslinien in
ganz Westfalen eingerichtet, die jährlich
von mehr als 650.000 Menschen genutzt
werden. Dieser Service ermöglicht es den
Bürgern und Bürgerinnen vieler westfäli-
scher Städte und Gemeinden, Abendver-
anstaltungen an Wochenenden auch oh-
ne eigenes Auto zu besuchen.
Das Graphikmuseum Pablo Picasso Müns-
ter, das unter der Trägerschaft der Westfä-
lisch-Lippischen Sparkassen, der WestLB
und der Westfälischen Provinzial entstan-
den ist, zeigt seine weltweit einzigartige
Sammlung französischer Graphik, insbe-
sondere das gesamte lithographische
Werk Pablo Picassos.

BEDEUTENDER ARBEITGEBER

Nicht zuletzt ist die Provinzial auch ein be-
deutender Arbeitgeber in der gesamten Re-
gion. So werden rund 2.000 Mitarbeiter/in-
nen im Innendienst der Direktion und gut
2.000 Mitarbeiter/innen in den Geschäfts-
stellen beschäftigt. Insgesamt sind also
4.000 Menschen direkt oder vermittelnd
für die Provinzial tätig. Neben dem Versi-
cherungsgeschäft unterstützt die Westfäli-
sche Provinzial Versicherung zahlreiche Ini-
tiativen aus den Bereichen Sicherheit, Kul-
tur und Wissenschaft in Westfalen.
Im Mittelpunkt stehen dabei Maßnahmen
zur Schadenverhütung und daraus abgelei-
tete Sicherheitskonzepte. Eines hat die Pro-
vinzial seit fast 300 Jahren trotz aller Um-
brüche immer wieder bewiesen. Die Marke
Provinzial steht jetzt und in Zukunft für Nä-
he zu ihren Kunden und für den Menschen
in Westfalen. ●

� Die Westfälische 
Provinzial ist mit
nahezu 500 Geschäfts-
stellen und in rund 1.500
Sparkassenfilialen vor
Ort vertreten

ENVIRONMENTAL
SOLUTIONS 
Die Weltmesse Nummer 1 für Umwelt
und Entsorgung bietet Ihnen ein interna-
tionales Angebot, umfassende Lösungen
und die Kompetenz der Marktführer.
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Die rasante Entwicklung von Windenergieanlagen und daraus 
erwachsende Interessenkonflikte haben der GVV-Kommunal-
Versicherung ein neues Geschäftsfeld beschert

Neue Haftungsrisiken
durch Windkraft

landwirtschaftlichen Hofstellen und ähnli-
chen Anlagen dienen konnten. Zum ande-
ren war auch die Höhe der Anlagen auf 20
bis 30 Meter limitiert, sodass auch das Kon-
fliktpotenzial dieser Anlagen nur gering
war.
Weiterhin hatte das Bundesverwaltungsge-
richt im Jahre 1994 entschieden, dass Wind-
energieanlagen im Außenbereich keinen
besonderen Privilegierungstatbestand er-
füllen und allenfalls als sonstiges Vorhaben
im Außenbereich zulässig sind mit den be-
kannten Beschränkungen des § 35 Abs. 2
Baugesetzbuch (BauGB).

VORRANGZONEN FÜR WINDKRAFT

Diese Rechtslage widersprach dem damals
parteiübergreifenden Ansinnen der Politik,
die regenerativen Energien zu fördern. Zum
01.01.1997 wurden deshalb Windenergiean-
lagen in § 35 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)
besonders privilegiert. Da man aber schon
damals das Konfliktpotenzial dieser Anlagen
erkannte, wurde sowohl den Gemeinden als
auch den Raumordnungsbehörden in § 35

Politische, soziale und wirtschaftliche
Entwicklungen verändern laufend die

Rahmenbedingungen und Inhalte kommu-
naler Tätigkeit - und damit die Risikosituati-
on. GVV-Kommunal versteht Versicherung
als Hilfe, Beratung und Problemlösung. Per-
manente intensive Kommunikation mit den
Kommunen und eine fast 100jährige Erfah-
rung begründen ein außergewöhnliches
Know-how und hochqualifiziertes Risiko-
management. Dies zeigt sich auch anhand
der aktuellen Diskussionen um die Wind-
energie.
Bis Mitte der 1990er-Jahre spielten Wind-
energieanlagen als Gegenstand kommuna-
ler Schadenfälle so gut wie keine Rolle.
Denn die damaligen Anlagen brachten nur
eine geringe Energieausbeute,sodass sie al-
lenfalls zur Deckung des Eigenbedarfs von

Abs. 3 BauGB die Möglichkeit eingeräumt,
Vorrangzonen für Windenergie zu schaffen -
mit Ausschlusswirkung für das übrige Plan-
gebiet. Gleichzeitig wurde eine Möglichkeit
zur Zurückstellung von Baugesuchen bis zum
31.12.1998 geschaffen, um Zeit für die Pla-
nung zu haben.
Jedoch haben es damals viele Gemeinden
und auch die Träger der Raumordnung ver-
säumt, rechtzeitig Planungsrecht zu schaf-
fen, da die technische Entwicklung und die
damit einhergehende Zunahme der Anla-
genhöhe unterschätzt wurden. Die höheren
Anlagen führten dazu, dass nunmehr auch
solche Standorte im Binnenland wirtschaft-
lich wurden, an denen früher das Windpo-
tenzial als zu gering erschien.Die Anlagenbe-
treiber konnten darüber hinaus davon profi-
tieren,dass der Gesetzgeber ihnen für die üb-
liche Betriebsdauer der Anlagen von zwanzig
Jahren eine Einspeisevergütung garantierte,
die erheblich über dem üblichen Marktpreis
für Strom lag.
Dies führte dazu,dass seit dem Jahr 2000 die
Zahl der Bauanträge rasant zunahm und zu-
nehmend auch Schadenfälle bei GVV-Kom-
munal gemeldet wurden. Viele Kommunen,
die bis zum 31.12.1998 kein Planungsrecht ge-
schaffen hatten, sahen sich nun Bauanträ-
gen gegenüber, die genehmigungsreif wa-
ren, aber gleichwohl dem politischen Willen
der Kommunen widersprachen und massive
Proteste der Bürgerschaft auslösten.

GEGENSTEUERN DURCH PLANUNG

Häufig wurde versucht, dem Antragsdruck
durch planerische Maßnahmen gegenzu-
steuern. Ein beliebtes Instrument war, den
Flächennutzungsplan kurzfristig zu ändern
und dort Vorrangzonen mit Ausschlusswir-
kung einzurichten. Das BauGB sah jedoch
seinerzeit für Flächennutzungspläne kein
Plansicherungsinstrument vor.Die Möglich-
keit zur Zurückstellung von Baugesuchen
nach § 15 Abs. 3 BauGB wurde erst zum
24.07.2004 in das BauGB eingefügt.
Auch hatte das Bundesverwaltungsgericht
(BVerwG) in einer Grundsatzentscheidung
vom 17.12.2002 (NVwZ 2003, 733) entschie-
den,dass die Einrichtung von Vorrangzonen
nur dann eine Ausschlusswirkung für das
übrige Gemeindegebiet herbeiführen kann,
wenn zuvor das gesamte Gemeindegebiet
im Hinblick auf die Eignung für Windener-
gieanlagen untersucht wurde. Dass eine
solche Untersuchung viel Zeit beansprucht
und nicht kurzfristig durchführbar ist, liegt
auf der Hand.

DER AUTOR
Klaus-Peter Zwerschke ist
juristischer Referent bei der
GVV Kommunalversicherung
VVaG in Köln
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� Planungsrechtliche Aspekte beim Bau von Windenergieanlagen produzieren zunehmend 
Haftungsrisiken, die gedeckt werden müssen

Stgerat_4_08_Innen_neu  20.03.2008  15:18 Uhr  Seite 14



STÄDTE- UND GEMEINDERAT 4/2008 15

THEMA VERSICHERUNG 

Um für die Flächennutzungsplanung Zeit zu
gewinnen,wurde deshalb versucht,mit Auf-
stellungsbeschlüssen für Bebauungspläne
und gleichzeitiger Veränderungssperre die
Bauvorhaben zu verhindern oder durch Hö-
henbegrenzungen zu beschränken.Nach der
Rechtsprechung des BVerwG ist diese Ver-
fahrensweise generell nicht zu beanstan-
den. Auch das Anpassungsgebot an den Flä-
chennutzungsplan nach § 7 BauGB erlaubt
eine Parallelplanung (vgl. BVerwG, Urt. v.
19.02.2004 -4 CN 16/03 - BauR 2004, 1252 =
DVBl. 2004, 950).

KONKRETES KONZEPT NÖTIG

Allerdings ist Voraussetzung für eine wirksa-
me Veränderungssperre, dass die zu sichern-
de Bebauungsplanung zum Zeitpunkt des Er-
lasses der Veränderungssperre hinreichend
erkennen lassen muss, was Inhalt des zu er-
wartenden Bebauungsplans sein soll.Ein völ-
lig offenes Planungskonzept ist daher nicht
sicherungsfähig (BVwerG Urt. v. 19.02.2004 -
4 CN 16/03; OVG NRW Urt. v. 28.01.2005 - 7 D
35/03). Auch darf es sich nicht um eine so ge-
nannte Alibiplanung handeln, die nicht auf
den Bebauungsplan abzielt, sondern nur auf
Zeitgewinn für den Flächennutzungsplan
(BVerwG , Urt. v. 19.02.2004 a. a. O.).
Viele Veränderungssperren sind seinerzeit
schon daran gescheitert, dass die formellen
Voraussetzungen in Form einer hinreichend
konkreten Planung nicht erfüllt waren. Der
durch die Verzögerung bewirkte Schaden
wurde dann durch die Anlagenbetreiber ge-
gen die Kommunen geltend gemacht.
Viele Kommunen haben auch versucht, die
Errichtung unliebsamer Windenergieanla-
gen durch die Verweigerung des nach § 36
BauGB erforderlichen Einvernehmens zu ver-
hindern.Dabei ist häufig übersehen worden,
dass eine Versagung nur aus den sich aus §§
31, 33, 34 und 35 BauGB ergebenden Gründen
zulässig ist. Es sind also nur planungsrechtli-
che Kriterien maßgebend. Auch kommt den
Kommunen bei der Entscheidung über das
Einvernehmen keinerlei Ermessen zu.

POLITISCHE ASPEKTE AUSZUBLENDEN

Soweit sich die Kommunen bei ihrer Entschei-
dung von politischen Erwägungen haben lei-
ten lassen,war eine hierauf gestützte Verwei-
gerung rechtswidrig.Neben der daraus resul-
tierenden Haftung im Außenverhältnis kön-
nen solche sachfremden Erwägungen eine
persönliche Haftung der beteiligten Entschei-
dungsträger nach sich ziehen. Auch bauord-

nungsrechtliche Aspekte, wie zum Beispiel
Schallschutz und Schattenwurf, sind keine
maßgebenden Gründe zur Verweigerung des
Einvernehmens.Insoweit ist allein die Immis-
sionsschutzbehörde zuständig.
Gerade in jüngster Zeit hat sich GVV-Kommu-
nal verstärkt mitVerstößen gegen das Anpas-
sungsgebot an den regionalen Raumord-
nungsplan zu beschäftigen. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass in Nordrhein-Westfalen
nur im Regierungsbezirk Münster eine Aus-
weisung von Vorrangzonen für die Windener-
gie erfolgt ist. Das Oberverwaltungsgericht
(OVG) NRW hat in einer Entscheidung vom
06.09.2007 (8 A 4566/04) den bestehenden
Gebietsentwicklungsplan Münsterland über-
prüft und die Wirksamkeit dieses Plans fest-
gestellt.
In diesem Plan werden Vorrangzonen für die
Windenergie recht großzügig ausgewiesen.
Viele Kommunen haben versucht, diese Aus-
weisungen durch eine neue Flächennut-
zungsplanung zu beschränken. Dabei waren
die Fälle in der Regel so gestaltet, dass die Be-
zirksregierung Münster die Abweichung vom
Raumordnungsplan mitgetragen hat.

OVG SCHAFFT KLARHEIT

Das OVG Münster hat in verschiedenen Ent-
scheidungen betont,dass die Grundentschei-
dung,dass eine Fläche nach dem Gebietsent-
wicklungsplan für die Windenergie geeignet
ist,durch die Planungen der Kommunen nicht
konterkariert werden darf (OVG NRW Urt. v.
22.09.2005 - 7 D 21/04.NEBauR 2006,816;OVG
NRW Urt.v.28.01.2005 - 7 D 35/03.NE - NWVBl.
2005, 466; OVG NRW - 8 A 4566/04). Dies gilt
auch dann, wenn die betroffene Behörde zu-
stimmt. Einziger Ausweg für die betroffenen
Kommunen ist ein Zielabweichungsverfah-
ren nach § 19 a Landesplanungsgesetz (OVG
NRW,Urt.v.28.01.2005 - 7 D 35/03.NE - NWVBl.
2005,466).
Daneben gibt es noch zahlreiche andere Kon-
stellationen,die im Ergebnis zu einer Haftung
der Gemeinden führen können. Beispielhaft
seien nur Probleme mit dem Natur-, Vogel-
und Landschaftsschutz, dem Anschluss an
das Stromnetz und Probleme bei der Umset-
zung vorhabenbezogener Bebauungspläne
zur Errichtung von Windparks genannt.
Da man seitens GVV-Kommunal rasch das
Schadenpotenzial erkannte und die Schaden-
anmeldungen weiter zunahmen, wurde der
Entschluss gefasst, besondere Maßnahmen
zur Schadenprävention einzuleiten. Zum ei-
nen wurden diese Schadenfälle aus der allge-
meinen Sachbearbeitung herausgenommen

und juristisch geschulten Mitarbeitern über-
tragen, um den spezialisierten Anwälten der
Windenergiebranche wirksam entgegentre-
ten zu können. Zum anderen wurde am
30.05.2003 ein Rundschreiben an alle Kom-
munen versandt,in dem auf die bestehenden
Haftungsgefahren hingewiesen und auch ein
Beratungsangebot unterbreitet wurde, um
bereits im Vorfeld möglicher Schadenfälle ak-
tiv gegensteuern zu können.

BERATUNG VOR ORT

Dieses Beratungsangebot wurde und wird
auch weiterhin von den Mitgliedern stark in
Anspruch genommen. Die Beratung erfolgt
in den meisten Fällen durch ein Gespräch vor
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ben Entschädigung zu leisten.Privatleute soll-
ten ihr persönliches Haftpflichtrisiko mit einer
entsprechenden Versicherung absichern. Die
öffentliche Hand wie Bund und Länder tun
dies in der Regel nicht.Sie tragen die Schäden

Ort, da aufgrund der Komplexität nur eine
Erörterung an Ort und Stelle eine Erfolg ver-
sprechende Beratung zulässt. So konnte eine
Vielzahl potenzieller Schadenfälle bereits im
Vorfeld verhindert werden. Außerdem führte
das Rundschreiben dazu, dass die Mitglieder
GVV-Kommunal frühzeitig beteiligten. So
konnten bei vielen Schadenfällen sofort die
richtigen Weichen zur Begrenzung der Scha-
denhöhe gestellt werden.
Trotz aller Bemühungen war es nicht in allen
Fällen möglich, die Ansprüche mit Erfolg ab-
zuwehren. So mussten beispielsweise auf-
grund eines Einspruchs der Bundeswehr zwei
Windkraftanlagen mit einem Gesamtauf-
wand von 620.000 Euro demontiert werden.
In einem weiteren Fall wurde aufgrund einer
Nachbarklage die zu unrecht erteilte Bauge-

nehmigung zurückgenommen.Dieser Fall er-
forderte einen Gesamtaufwand von 570.000
Euro.
Gegen eine Stadt aus dem Münsterland ist
wegen einer rechtswidrigen Veränderungs-
sperre derzeit eine Klage von knapp 10 Mio.
Euro vor dem Landgericht Münster anhängig.
Ein Vergleich mit einem Angebot über rund
3,5 Mio.Euro war zuvor gescheitert.Eine Stadt
aus dem Rheinland sieht sich wegen eines
fehlerhaften Bebauungsplanes mit einer Hö-
henbegrenzung einer Forderung von 1,8 Mio.
Euro ausgesetzt. Bereits in dritter Instanz vor
dem Bundesgerichtshof anhängig ist der
Schadenfall eines rheinland-pfälzischen
Landkreises, bei dem wegen der Verweige-
rung des gemeindlichen Einvernehmens eine
Schadenersatzforderung von 1,4 Mio. Euro
geltend gemacht wird. ●

Städte und Gemeinden nehmen vielfälti-
ge Aufgaben wahr. Dabei können Fehler

unterschiedlicher Art und Schwere unterlau-
fen.Dazu zählen Verletzungen der Verkehrssi-
cherungspflicht, Fehlentscheidungen im öf-
fentlichen Baurecht, Schädigungen durch Tä-
tigkeiten im Rahmen der Daseinsvorsorge,
Kfz-Schäden bei der Teilnahme am öffentli-
chen Straßenverkehr und fehlerhafte ärztli-
che Behandlungen in kommunalen Kranken-
häusern.
Erleidet ein Dritter durch diese kommunale
Tätigkeit einen Schaden, haften Städte und
Gemeinden dafür wie jeder andere und ha-

Mit dem System der Schadenausgleiche verschaffen sich 
Großstädte und kommunale Unternehmen einen preiswerten 
und funktionellen Versicherungsschutz

Haushalt abgesichert
gegen Großschäden

DER AUTOR
Harald Kramer ist stell-
vertretender Geschäftsführer
des Kommunalen Schaden-
ausgleichs westdeutscher
Städte und des Haftpflicht-
schadenausgleichs der 
Deutschen Großstädte
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� Kommunale Schadenausgleiche helfen dort, wo auch Warnschilder Unfälle und Schäden nicht
verhindern können

Auch in Zukunft ist damit zu rechnen,
dass weitere Schadenfälle mit erheblichen
Forderungen bei GVV-Kommunal gemeldet
werden, besonders da in Nordrhein-West-
falen die Genehmigungszuständigkeit für
Windenergieanlagen zum 01.01.2008 von
den Bezirksregierungen im Zuge des Ver-
waltungsvereinfachungsgesetzes auf die
Kreisverwaltungen verlagert wurde. In je-
dem Falle ist auch in Zukunft das gemeind-
liche Einvernehmen nach § 36 BauGB er-
forderlich, was ebenfalls häufig Ausgangs-
punkt für eine Haftung ist. Die Anzahl der
Genehmigungsanträge ist zwar in jüngster
Zeit zurückgegangen. Im Gegenzug sind
aber die Energieausbeute und die Größe
der Anlagen angestiegen. So steht zu er-
warten, dass der Aufwand pro Schadenfall
erheblich ansteigen wird.
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aus dem laufenden Haushalt und praktizie-
ren damit das Prinzip der Selbstversicherung
oder Versicherungslosigkeit.
Städte und Gemeinden können mit Ausnah-
me weniger Großstädte vor allem Großschä-
den nicht mit laufenden Haushaltsmitteln
bewältigen. Sie schließen sich deshalb zu
Selbsthilfeeinrichtungen zusammen,um die-
se Risikoausschläge solidarisch aufzufangen,
zu verteilen und damit für die einzelnen Mit-
glieder tragbar zu machen.Solche Selbsthilfe-
einrichtungen sind der Kommunale Schaden-
ausgleich westdeutscher Städte (KSA) und
der Haftpflichtausgleich der deutschen Groß-
städte (HADG) mit Sitz in Bochum.

SCHADENAUSGLEICH SEIT 1910

Die Städte Bochum, Gelsenkirchen und Her-
ne gründeten im Jahre 1910 den KSA als ers-
ten Schadenausgleich deutscher Kommu-
nen. Der Mitgliederbestand umfasst derzeit
nicht ganz 100 Kommunen,vornehmlich aus
den nordrhein-westfälischen Ballungsräu-
men. Mitversichert sind mehr als 500 kom-
munale Unternehmen und sonstige kom-
munale Einrichtungen. Dazu gehören bei-
spielsweise kommunale Krankenhäuser,
Sparkassen oder auch Ver- und Entsorgungs-
gesellschaften, soweit sie zumindest eine
50-prozentige kommunale Beteiligung auf-
weisen.
Der KSA ist ein nicht eingetragener Verein.

Er betreibt Verrechnungsstellen zum Aus-
gleich von Schadenaufwendungen seiner
Mitglieder, die diese in Ausübung ihrer ho-
heitlichen Tätigkeit oder ihres Betriebsrisi-
kos zu tragen haben. Es bestehen Verrech-
nungsstellen für Haftpflicht, Schülerunfall,
Auto-Insassenunfall und Autokasko.Der De-
ckungsschutz eines Mitglieds kann sich auf
einzelne Verrechnungsstellen beschränken.
Rechtsgrundlage für den finanziellen Aus-
gleich unter den Mitgliedern ist die Satzung
in Verbindung mit den Grundsätzen für die
jeweilige Verrechnungsstelle. Die Grundsät-
ze sind Bestandteil der Satzung und bestim-
men den Umfang des Deckungsschutzes.Sie
sind vergleichbar mit den Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen (AVB) der Versiche-
rungswirtschaft, im Bereich der Haftpflicht-
schäden mit den Allgemeinen Bedingungen
für die Haftpflichtversicherung (AHB). Die
Grundsätze der jeweiligen Verrechnungs-

stelle sind auf die Besonderheiten der kom-
munalen Verhältnisse zugeschnitten.

SELBSTBEHALT NACH GRÖßE

Die Kommunalen Ausgleiche verstehen sich
als Haushalts- oder Bilanzsicherungsvereine.
Sie bieten ihren Mitgliedern für den Teil des
Schadenaufkommens Versicherungsschutz,
der einen bestimmten Jahresbetrag über-
steigt. Die darunter im Selbstbehalt liegen-
den Schadenbeträge werden zwar erfasst,
dienen aber nur der Ermittlung des gesam-
ten Schadenvolumens der Ausgleichsge-
meinschaft, der Selbstbehaltsgrenzen und
des Verteilungsschlüssels für die Gemeinkos-
ten. Das Gesamtvolumen einschließlich der
Kosten für Rückversicherung und Verwal-
tung stellt die Berechnungsgrundlage zur Er-
mittlung des individuellen Jahresselbstbe-
halts eines Mitglieds dar.
Der Selbstbehalt des einzelnen Mitglieds in
Geld entspricht seinem Anteil am Gesamtri-
siko aller Mitglieder in Wagnispunkten.In der
versicherungswirtschaftlichen Terminologie
wird diese Art der Deckung auch als Zweitri-
siko- oder Schadenexzedentenversicherung
bezeichnet.Zu berücksichtigen ist dabei,dass
es sich nicht um ein ausschließlich in Jahres-
perioden wiederholendes oder wechselndes
Vertragsverhältnis zum Leistungsaustausch
„Risikoübernahme gegen Entgelt“ handelt,
sondern um eine auf Dauer angelegte mit-
gliedschaftliche Rechtsbeziehung.

Der wirtschaftliche Zweck solcher Aus-
gleichsvereine besteht einerseits darin,bloße
Geldwechselgeschäfte zwischen Ausgleich
(Versicherung) und Mitglied (Versicherungs-

Städte und Gemeinden haften bei �
fehlerhafter ärztlicher Behandlung 

in kommunalen Krankenhäusern

nehmer) zu vermeiden. Derartige Geschäfte
sieht man immer dann als gegeben an,wenn
eine Vielzahl von weniger bedeutsamen
Schadenfällen - rechtlich wie wirtschaftlich -
mit einer gewissen Regelmäßigkeit und ein-
schätzbarem finanziellen Gesamtvolumen
zu erwarten ist.

GERINGE GEMEINKOSTEN

Der Versicherungsnehmer kann diese Fälle
kostengünstiger und bearbeitungstech-
nisch besser selbst abwickeln - ohne zusätz-
liche Gemeinkosten, wie sie ein kommer-
zielles Versicherungsunternehmen mit sei-
nen Kosten für Schadenzahlungen, Aquise,
Vertrieb, Verwaltung, Rückstellungen, Ge-
winn und Ähnlichem hat. Dazu bietet die
Versicherungswirtschaft entsprechende
Vertragsgestaltungen insbesondere für
Großhandel und Industrie beispielsweise
mit„Flottenverträgen“ und anderem an. Al-
le diese Modelle lassen sich unter den Be-
griff der Exzedentenversicherung einord-
nen.
Andererseits decken sowohl die Exzeden-
tenversicherer wie die KSA-Ausgleiche
nach dem jeweiligen Selbstbehalt aus-
schließlich das nicht vorhersehbare Groß-
oder Überschadenrisiko. Die von den übli-
chen Modellen der Versicherungswirt-
schaft abweichenden Besonderheiten von
KSA und HADG als Kommunalversicherer
und Selbsthilfegemeinschaften sind mar-
ginal. In Zweifelsfragen ist jedoch stets der
ursprüngliche Charakter der Ausgleiche
als interner Finanzausgleich unter Kom-
munen und ihren Unternehmen für die
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Auslegung der Vereinssatzungen heranzu-
ziehen.
Die ausgeprägte Eigenart der KSA- und
HADG-Ausgleiche besteht im Unterschied
zu den Versicherern darin, dass kein Risiko-
transfer des gesamten Schadenvolumens
gewollt ist und auch nicht stattfindet. Viel-
mehr wird lediglich wie bei anderen öffent-
lich-rechtlichen Trägern - etwa Bund und
Ländern - nur ein Abgleich von Spitzenbe-
trägen vorgenommen. Die Mitglieder der
Ausgleiche als öffentlich-rechtliche Körper-
schaften praktizieren damit auf der Ebene
gleichgeordneter Partner untereinander die
gleiche finanzielle Stützung für Spitzenbe-
lastungen, wie es die Länder mit ihren je-
weiligen Finanzausgleichgesetzen gegen-
über den nachgeordneten Kreisen, Städten
und Gemeinden tun.

UMLAGE STATT RÜCKSTELLUNG

Der KSA arbeitet wie alle Kommunalen
Schadenausgleiche nach dem Umlageprin-
zip und ohne Gewinnerzielungsabsicht. Da-
mit entfällt die für Versicherer bestehende
Notwendigkeit, für Schadenfälle Rückstel-
lungen auszuweisen. Der jeweilige Jahres-
bedarf wird vielmehr nachträglich auf die
einzelnen Mitglieder verteilt. Der Umlage-
bedarf ergibt sich allein aus den Aufwen-
dungen für

• den Ausgleich des Schadenmehr-
aufwandes der Mitglieder oberhalb des
jeweiligen Jahresselbstbehaltes,

• die Rücksicherungskosten und
• die Verwaltungskosten.

An dem Umlagebedarf wird das einzelne
Mitglied im Verhältnis seines Risikos im Ver-
gleich zum Gesamtrisiko aller Mitglieder
nach so genannten Wagnispunkten betei-
ligt.
In der Verrechnungsstelle Haftpflicht ge-
nießen die Mitglieder grundsätzlich De-
ckungsschutz für alle gegen sie gerichte-
ten gesetzlichen Haftpflichtansprüche so-
wie für die zu deren Abwehr erforderlichen
Kosten. Der Deckungsschutz ist grundsätz-
lich - mit Ausnahme von Schäden aus der
Umwelthaftung - der Höhe nach unbe-
grenzt. Deckungsausschlüsse halten sich
im Rahmen und sind nicht so zahlreich wie
in der privaten Versicherungswirtschaft. In
den Deckungsschutz der Mitglieder sind
deren Organe, die Angehörigen der kom-
munalen Vertretungskörperschaften, die
Bediensteten der Verwaltungen sowie

sonst in dienstlicher Verrichtung Tätige ein-
bezogen.

KAUM DECKUNGSAUSSCHLUSS

Die wenigen in den Verrechnungsgrundsät-
zen aufgeführten Deckungsausschlüsse be-
ziehen sich auf die auch in der Versicherungs-
wirtschaft üblichen Ausschlüsse bei Vorsatz,
Erfüllungsansprüchen,enteignungsgleichen
Eingriffen und ähnlichen Tatbeständen, die
regelmäßig nicht Gegenstand einer Haft-
pflichtversicherung sein können.
In der Verrechnungsstelle Autokasko be-
zieht sich der Deckungsschutz auf den Ver-
lust, die Zerstörung und die Beschädigung
der angemeldeten Kfz, Anhänger, Arbeits-
maschinen und Ähnliches. Der Deckungs-
schutz der Verrechnungsstelle Autoinsas-
senunfall umfasst Personen-, Erwerbs- und
Reisegepäckschäden.
Die Verrechnungsstelle Schülerunfall be-
schränkt sich auf Haftpflicht- und Sachschä-
den von Schülern, die zumeist bei Betriebs-
praktika auftreten. Sie erfasst nicht die in
der gesetzlichen Unfallversicherung ge-

deckten Personenschäden. Für die Ansprü-
che gelten Höchstgrenzen.

DIFFERENZIERTE SELBSTVERWALTUNG

Oberstes Organ ist die Mitgliederversamm-
lung,die alle fünf Jahre den Vorstand wählt.
Sie tritt mindestens einmal jährlich zu einer
ordentlichen Sitzung zusammen und fasst
ihre Beschlüsse mit der Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen. Die Stimmenzahl der
einzelnen Mitglieder bestimmt sich nach
der Anzahl ihrer Wagnispunkte.
Die Mitgliederversammlung entscheidet
über Satzungsänderungen. Sie nimmt den
Bericht des Vorstandes und des Geschäfts-
führers entgegen und erteilt diesen auf Vor-
schlag der von ihr gewählten Rechnungs-
prüfer Entlastung. Der Vorstand beschließt
über die Veränderung des Mitgliederbe-
standes und in Angelegenheiten, in denen
die Rückdeckungsausgleiche keine De-
ckungszusage erteilen. Er genehmigt den
jährlich vorzulegenden Voranschlag für den
Verwaltungshaushalt und entscheidet in
Angelegenheiten von grundsätzlicher Be-
deutung.
Die geschäftlichen und rechnerischen Auf-
gaben des KSA obliegen einer Geschäfts-
stelle, für die die Stadt Bochum die Beschäf-
tigten stellt. Die Sachbearbeitung der Haft-
pflichtfälle verbleibt bei den Mitgliedern
selbst. Die Geschäftsstelle prüft die zur Ver-
rechnung angemeldeten Schadenfälle und
stellt sie in die Ausgleichsrechnung ein. Die
Geschäftsstelle begleitet die Schadenbear-
beitung der Mitglieder sowie die sich da-
raus eventuell ergebenden Rechtsstreitig-
keiten. Im Übrigen berät die Geschäftsstel-
le die Mitglieder durch laufende Informa-
tionen, etwa mit Rundschreiben, Sachbear-
beiter-Tagungen und Seminaren zu einzel-
nen Rechtsfragen.
Die Bochumer Ausgleiche sind Mitglied der
Bundesarbeitsgemeinschaft Deutscher
Kommunalversicherer (BADK). Diese koor-
diniert die Zusammenarbeit der einzelnen
Versicherer und nimmt deren Interessen-
vertretung nach außen wahr. Die Bochumer
Ausgleiche sind ferner Mitglied im Allge-
meinen Kommunalen Haftpflichtschaden-
Ausgleich (AKHA). Dieser nimmt als De-
ckungsausgleich die Risikoverteilung von
Großschäden auf die ihm angehörenden
Kommunalversicherer durch eine Aus-
gleichsverrechnung wahr. Der AKHA seiner-
seits hat sich bei gewerblichen Versiche-
rungsunternehmen zugunsten seiner Mit-
glieder rückversichert. ●
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Haftpflichtschaden-
Ausgleich der 
Deutschen 
Großstädte
Der Haftpflichtschadenausgleich der
Deutschen Großstädte (HADG) wurde im
Jahre 1924 gegründet. Der HADG ist wie
der KSA ein nicht eingetragener Verein.
Mitglieder können Städte mit mehr als
100.000 Einwohnern werden. Kommuna-
le Unternehmen dürfen in den grundsätz-
lich unbegrenzten Deckungsschutz einbe-
zogen werden, soweit eine mindestens
50-prozentige kommunale Beteiligung
besteht.
Mitglieder sind die Freie Hansestadt Bre-
men, die Freie und Hansestadt Hamburg,
die Landeshauptstadt Hannover, die Stadt
Kassel, die Landeshauptstadt Kiel, der
HÖV sowie das Kraftwerk Mehrum. Mit-
versichert sind über die Mitglieder mehr
als 200 kommunale Unternehmen aus
dem gesamten Spektrum der kommuna-
len Daseinsvorsorge mit den Besonderhei-
ten des norddeutschen Wirtschaftsrau-
mes. Die geschäftliche Abwicklung des
HADG obliegt der Geschäftsstelle des KSA
in Bochum.
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Eine Spur der Verwüstung hinterließ der
Orkan „Kyrill“ am 18.und 19.Januar 2007

in weiten Teilen Nordrhein-Westfalens.Rund
16 Mio. Festmeter Holz - mehr als 25 Mio.
Bäume - sind nach aktuellen Erhebungen
des Landesbetriebes Wald und Holz (LB
WuH) in Nordrhein-Westfalen durch den Or-
kan geworfen oder gebrochen worden. Be-
sonders betroffen waren die waldreichen Re-
gionen im Sauerland und Siegerland,wo der
Orkan erhebliche Schäden anrichtete. Allein
hier fielen rund 12 bis 13 Mio. Festmeter
Sturmholz, überwiegend Fichte; eine er-
schreckend hohe Zahl. Ganze Regionen ha-
ben ihr Gesicht für lange Zeit verändert - für
die überwiegend privaten, aber auch die
kommunalen und staatlichen Waldbesitzer
eine Katastrophe.

Unmittelbar nach Abzug des Orkans und
Sichtung der Schäden begannen die Auf-
räumarbeiten und damit ein Wettlauf gegen
die Zeit. Mit dem bevorstehenden Sommer
drohte ein Befall des Sturmholzes durch den
von den Waldbesitzern gefürchteten Borken-
käfer.An vielen Stellen sahen sich die Waldbe-
sitzer einem scheinbar chaotischen „Mikado“
der gebrochenen und geworfenen Bäume ge-
genüber,so dass schnelle Hilfe und Unterstüt-
zung seitens der forstlichen Unternehmer,der
Holzindustrie und der Forstbehörden angera-
ten war.
Der Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-
Westfalen errichtete nach dem Orkan hierfür
ein Logistik- und Kommunikationszentrum
zur Sturmschadensbewältigung in Arnsberg,
das sich als Schnittstelle zwischen den Wald-
besitzern, Forstunternehmern, Spediteuren
und Holzkäufern sieht und bis heute in Zu-
sammenarbeit mit den Forstämtern dazu bei-
trägt, die Beseitigung der Orkanschäden ins-
besondere in Südwestfalen zu bewerkstelli-
gen und die Vermarktung des Sturmholzes zu
unterstützen.

LOGISTISCHE PROBLEME 

Zunächst galt es, eine zügige, aber auch
sinnvolle Sturmholzaufarbeitung und -ver-
marktung einzuleiten.Bald ergaben sich da-
bei erhebliche logistische Probleme:Bislang
galt Nordrhein-Westfalen als Holzimport-
gebiet. Die Sägebetriebe im Land mussten
zur Gewährleistung der Auslastung Holz
vornehmlich aus Hessen und Niedersach-
sen hinzukaufen. Zudem betrug die Verar-
beitungskapazität der Holzindustrie im
Sauerland 5 Mio. Festmeter pro Jahr, davon
3 Mio. Festmeter im Bereich der durch Kyrill
hauptsächlich geworfenen Fichte.
Allen Beteiligten war somit rasch klar, dass
eine alleinige Verarbeitung des Kyrill-
Sturmholzes durch die Holzindustrie in
Nordrhein-Westfalen aus Kapazitätsgrün-
den nicht möglich war. Wesentliche Men-
gen Sturmholz waren entsprechend an gro-
ße Sägewerke mit freien Kapazitäten in
Sachsen, Mecklenburg-Vorpommern, Süd-
deutschland und Österreich abzufahren.
Aus wirtschaftlichen und ökologischen
Gründen bot sich für diese Transporte die
Schiene geradezu an, zumal Lkw insbeson-
dere in den ersten Monaten nach Kyrill für
die teilweise weiten Holztransporte kaum
zur Verfügung standen. Politik, Verbände,
Waldbesitzer, Holzkäufer und Forstverwal-
tung setzten daher schon frühzeitig auf die
Bahn als Transportmittel.

LÖSUNG SCHIENENVERKEHR 

Doch genau hier ergaben sich zunächst wei-
tere Probleme. Einerseits waren Güterwa-
gen für den Holzversand nicht unbegrenzt

Der Orkan „Kyrill“ von Januar 2007 bescherte dem Güterverkehr im
Sauerland durch Holztransporte einen unerwarteten Aufschwung -
aber wohl nur auf Zeit

Sturmholz auf Gleisen
direkt ins Sägewerk 

DER AUTOR
Michael Schumann ist
Fachjournalist für Verkehr in
Münster
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� Im Bahnhof Rüthen der Westfälischen Landes-Eisenbahn herrscht seit dem Orkan „Kyrill“ 
Hochbetrieb
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Fördergelder für 
Beseitigung von
Sturmschäden
Für die Bewältigung von Schäden des Or-
kans „Kyrill“ im Januar 2007 stehen Gelder
aus dem EU-Solidaritätsfonds zur Verfü-
gung. Die Bezirksregierung Arnsberg hat als
zuständige Verwaltungsbehörde zur Ab-
wicklung dieser Gelder unter der Internet-
Adresse www.bezreg-arnsberg.nrw.de um-
fassende Informationen auf ihrer Homepage
eingestellt. Dort stehen neben dem entspre-
chenden Antragsformular auch die der För-
derung zugrunde liegenden Rechtsvorschrif-
ten zum Herunterladen bereit.
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abrufbar, andererseits war die zur Holzver-
ladung auf die Schiene notwendige Infra-
struktur im Sauerland vielfach nicht mehr
vorhanden. Im gesamten Bundesland gab
es bis Januar 2007 keine einzige Abferti-
gungsmöglichkeit für Rundholz-Ganzzüge.
Die Sägewerke hingegen bevorzugten im
Eingang ausschließlich Ganzzüge und we-
niger Einzelwagen oder Wagengruppen.
Auch die zu erwartenden Tonnagezahlen
nach „Kyrill“ stellten Verlader und Eisenbahn-
infrastrukturunternehmen vor Herausfor-
derungen. Im Jahr 2006 waren nach DB-An-
gaben im Bereich des Cargo Zentrums Ha-
gen der Railion Deutschland AG nur noch
61.000 Tonnen Holz transportiert worden,
in der Regel im Einzelwagenverkehr oder in
Wagengruppen. Die nach „Kyrill“ allein im
Sauerland zur Disposition stehenden Men-
gen lagen hingegen bei einer Größenord-
nung von 50.000 bis 80.000 Festmetern
pro Monat (siehe Tabelle unten).
Vergleichsweise zügig konnten die Holzver-
kehre auf den Strecken der Westfälischen Lan-
des-Eisenbahn GmbH im Raum Warstein und
Rüthen sowie des Regionalverkehrs Ruhr-Lip-
pe GmbH im Raum Arnsberg und Sundern
aufgenommen werden.Beide Nichtbundesei-
genen Eisenbahnen verfügen an mehreren
Bahnhöfen über die entsprechenden Verlade-
kapazitäten und ermöglichen weitgehend
unkompliziert Logistiklösungen.

INFRASTRUKTUR LÜCKENHAFT

Problematischer gestaltete sich die Situati-
on an den Strecken der Deutschen Bahn AG.
Hier war in den zurückliegenden Jahren und
Jahrzehnten die Infrastruktur an vielen
Bahnhöfen durch Rückbau und Verkauf von
Bahnflächen für Holzverladungen nicht
mehr nutzbar. Auf anderen Strecken verhin-
derten Oberleitungen einen Holzumschlag.
Dennoch brachte sich auch die DB Netz AG
in die Logistik ein, indem sie die Holzverla-
der bei der Schaffung weiterer Verlade-

bahnhöfe unterstützte und einen festen
Ansprechpartner zur Koordination der
Transporte benannte. Christoph Böltz vom
Landesbetrieb Wald und Holz Nordrhein-
Westfalen sieht die Kooperation mit der DB
AG entsprechend positiv und fügt hinzu:
„Wir sind sehr zufrieden mit dem, was die
Deutsche Bahn zur Verfügung stellen konn-
te.“ 
So wurden im Frühjahr 2007 unter Leitung
der DB Netz AG die sauerländischen Bahn-
höfe Neheim-Hüsten,Arnsberg,Finnentrop,
Wennemen,Winterberg und Brilon Wald für
die Holzverladung vorbereitet und bis Mai
beziehungsweise Juni in Betrieb genom-
men. Einfach war das nicht immer: In Wen-
nemen beispielsweise war über Jahre hin
kein Güterverkehr mehr abgewickelt wor-
den. Entsprechend langwierig gestalteten
sich die Vorarbeiten zur Einrichtung der
Holzverladestelle.So mussten Gleise freige-
schnitten,eine provisorische Ladestraße an-
gelegt und Nutzungsrechte mit den Grund-
stückseigentümern ausgehandelt werden.

� Am Bahnhof Sundern
warten täglich mit
Sturmholz beladene Lkw
auf die Umladung auf
Güterwagen

� Die Zahl aktiver 
Verladebahnhöfe im 
weiteren Umkreis des
Sauerlandes ist seit dem
Orkan erheblich 
gestiegen
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Monat Kubikmeter/f
Jan. 2007 5.000
Feb. 2007 30.000
März 2007 50.000
Apr. 2007 70.000
Mai 2007 80.000
Juni 2007 100.000
Juli 2007 115.000
Aug. 2007 125.000
Sept. 2007 130.000
Okt. 2007 130.000

ENGAGEMENT VON KOMMUNEN

Doch das gemeinsame Engagement hat
sich gelohnt. Seit Ende April 2007 wird am
Bahnhof Wennemen mehrmals pro Woche
Holz der Forstbetriebsgemeinschaften Cal-
le und Remblinghausen auf die Schiene ver-
laden. Empfänger der ab Wennemen abge-
fertigten Ganzzüge ist ein Sägewerk der
Klenk Holz AG in Brandenburg.
Dass auch durch kommunales Engage-
ment neue Verladepunkte geschaffen wer-
den können, zeigte sich im Frühsommer
am Beispiel der Strecke Menden-Hemer.
Die noch verbliebene Reststrecke der ehe-
mals durchgehenden Verbindung Letmat-
he-Iserlohn-Hemer-Menden (Sld) war
nach Auflassung des Bundeswehr-Stand-
ortes Hemer durch die DB Netz AG zum 1.
April 2007 stillgelegt worden. Für die Ab-
fuhr des Kyrill-Sturmholzes aus dem Ge-
biet des Forstamtes Lüdenscheid bot sich
die Strecke Hemer-Menden allerdings ge-
radezu an.

� Auslastung der Verladestellen für Sturmholz
(geschätzt, LB WuH)
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Nicht zuletzt,um zahlreiche Lkw-Fahrten zu
vermeiden, wurde schließlich die Stadt He-
mer aktiv, indem sie die Strecke von der DB
Netz AG auf Pachtbasis - zunächst bis zum
31. Mai 2008 - übernahm, sie betriebsfähig
herrichtete und das Gelände am Bahnhof
Hemer für die Holzverladung ertüchtigte.
Betrieben wird die Strecke nun als nicht-öf-
fentliche Anschlussbahn nach BOA NRW;
die Betriebsleitung obliegt der Häfen und
Güterverkehr Köln AG. Am 21. Juni 2007
konnte der erste beladene Holzzug den
Bahnhof Hemer verlassen. Seither wird die
Strecke mehrmals wöchentlich bedient.

RASANTER AUSBAU

Insgesamt gesehen ist die Entwicklung der
für den Holztransport zur Verfügung ste-
henden Verladebahnhöfe beeindruckend.
Standen unmittelbar nach Kyrill im Januar
2007 lediglich zehn aktive und elf passive
Tarifpunkte zur Verfügung, so waren es im
Oktober bereits 32 aktive und 13 passive
Bahnhöfe (siehe Tabelle). Bedient werden

die Bahnhöfe neben Railion Deutschland
auch von mehreren nichtbundeseigenen Ei-
senbahnen, so beispielsweise von der Ost-
hannoverschen Eisenbahnen AG (Bahnhöfe
Arnsberg und Winterberg) oder der Bochol-
ter Eisenbahn GmbH (Bahnhof Hemer).
Nach Schätzungen des Landesbetriebes
Wald und Holz waren bis Oktober 2007 et-
wa 1,1 Mio. Kubikmeter Kyrill-Holz über die
Schiene an die Holzindustrie in Deutsch-
land und Europa abgefahren worden. Die
Abfuhrmenge je Zug ist dabei erheblich.
Pro Ganzzug können 1.000 bis 1.200 Ku-
bikmeter Holz abgefahren werden, was
rund 35 Holztransporten per Lkw ent-
spricht.
Nachdem bis Oktober 2007 zwei Drittel der
durch Kyrill in den nordrhein-westfälischen
Wäldern verursachten Sturmschäden besei-
tigt werden konnten, geht Christoph Böltz
davon aus,dass bis Juli 2008 alle Sturmholz-
mengen aus den Wäldern abgefahren sein
werden.Bis dahin gilt es auch,zumindest ei-
nen Teil der bestehenden Holzverladestel-
len mittel- bis langfristig in ihrem Bestand
zu sichern. ●

Herr Kuper, im Frühjahr 2006 wurde
Rietberg als Ort für die Landesgarten-
schau ausgewählt. Welche Bedeutung
hatte und hat das für Sie als Bürger-
meister der Stadt und als Aufsichtsrats-
vorsitzender der ausrichtenden LGS
GmbH?

André Kuper: Die LGS ist wohl das größte
und zugleich zukunftsweisendste Ereignis
in der Geschichte unserer Stadt. Ohne den
Zuschlag zur Landesgartenschau wären wir
in unserer Stadtentwicklung nicht da, wo
wir heute sind. Wir haben durch die LGS in-
frastrukturelle Maßnahmen umsetzen kön-
nen, an die in den nächsten zwei Jahrzehn-
ten nicht einmal zu denken gewesen wäre.
Außerdem haben wir die Menschen der
Stadt in vielfältiger Weise zu einem gran-
diosen Engagement bewegen können.

Was zeichnet die Landesgartenschau
aus?

Kuper: Wir zeigen an 171 Tagen auf rund 40
Hektar Fläche fantasievolle Blumen- und
Pflanzenpracht in reizvoller Natur,herausra-
gende Landschafts- und Gartenarchitektur
eingebettet in neue Parklandschaften,wun-
derbare Blumenausstellungen und vielfälti-
ge Themengärten. Außerdem locken Spiel-,
Sport- und Abenteuerbereiche für die gan-

ze Familie. Mit der Schaffung dieser Areale
wurden gleichzeitig Probleme der Stadtent-
wicklung gelöst.

Und die infrastrukturellen 
Maßnahmen?

Kuper: Wir konnten ein strategisches Kon-
zept umsetzen, das schon lange auf der
Wunschliste der Emsstädter stand. Neu an-
gelegte Radrouten entlang von Landesstra-
ßen schaffen die nötige Schulwegesicher-

� Rietbergs 
Bürgermeister und
LGS-Aufsichtsrats-
vorsitzender André
Kuper (v. links.),
NRW-Umwelt-
minister Eckhard
Uhlenberg und
ZVG-Präsident
Heinz Herker 
vollführten am 6.
September 2006
den ersten Spaten-
stich für die Landes-
gartenschau 2008
in Rietberg
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Jan. Okt. Veränderung
2007 2007

aktiv 10 32 +220 %

passiv 11 13 +18 %

Gesamt 21 45 +114 %

Über Konzept und Ziele der Landesgartenschau 2008 in der 
Stadt Rietberg sprach STÄDTE- UND GEMEINDERAT mit Bürgermeister
André Kuper

„In den Parks ‚gelebte
Gemeinsamkeit’“
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Die Landesgartenschau (LGS) Rietberg er-
streckt sich auf rund 40 Hektar am Rande
der europaweit bedeutsamen FFH-Vogel-
und Naturschutzgebiete „Emsniederungen“
und „Rietberger Fischteiche“. Sie ist vom
25. April bis zum 12. Oktober 2008 täglich
von 9:00 Uhr bis zum Einbruch der Dunkel-
heit geöffnet (Einlass bis Kassenschluss um
19.00 Uhr). Informationen über die mehr als
1.600 Veranstaltungen begleitend zur Lan-
desgartenschau finden sich im Internet un-
ter www.lgs-rietberg.de . Dort können
auch online Eintrittskarten gekauft werden.
Inhaber von Dauerkarten zur LGS erhalten
bei vielen Konzerten und anderen Sonder-
großveranstaltungen Ermäßigung.

FO
TO

S (
2)

:L
GS

 R
IE

TB
ER

G-
PA

RK
 20

08
 G

M
BH

� Bahnhöfe für die Verladung von Rundholz 
(Angaben LB WuH):

Stgerat_4_08_Innen_neu  20.03.2008  15:18 Uhr  Seite 21



22 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 4/2008

STADTENTWICKLUNG

heit und verbinden unsere Stadtteile.Außer-
dem wurden wichtige Entlastungsstraßen
gebaut.„Buckelpisten“ gehören der Vergan-
genheit an. Neben diesen öffentlichen Bau-
maßnahmen gibt es gleichzeitig viele neue
private Investitionen wie zum Beispiel der
Bau eines Café-Restaurants am neuen Ober-
see, einer Musterhaussiedlung unter weit-
gehender Nutzung regenerativer Energien
oder des Viersterne-Lind-Hotels an der Ems.

Wie wurde das in der kurzen Zeit
möglich?

Kuper: Zunächst einmal durch eine gute
Vorbereitung. Seit der Zuschlagserteilung
steht uns das Land Nordrhein-Westfalen
mit den Ministerien und der Bezirksregie-
rung in Detmold eng zur Seite. Gleiches gilt
für den Kreis Gütersloh. Neben der finan-
ziellen Förderung sind vertrauensvolle Ko-
operationen mit den übergeordneten
Dienststellen entstanden. Und genauso
wichtig:Unsere Bürgerschaft und große Tei-
le der Wirtschaft stehen als Sponsoren und
Förderer hinter dem großartigen Projekt ih-
rer Heimatstadt. Unzählige ehrenamtlich
Tätige machen aus dem Ereignis LGS 2008
aber erst eine richtig runde Sache.

Wie sieht denn das Engagement aus?

Kuper: Das ehrenamtliche Engagement zeigt
sich an vielen Stellen im Gartenschaupark.So
zum Beispiel bei den Beiträgen der Imker, der
Naturschutzverbände und der Gartenbauver-
eine, um nur einige exemplarisch zu nennen.
Am stärksten sichtbar wird das Engagement

� Kinder, Jugendliche und Erwachsene in 
Rietberg zählen bereits seit einem Jahr die Tage
bis zum Start der Landesgartenschau am 25. April
2008
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Auch Menschen mit Handicap können sich
auf einen unbeschwerten Besuch der 14.
NRW-Landesgartenschau freuen. Diese wur-
de erstmals von der unabhängigen Berliner
Prüfstelle DIN CERTO als behindertengerecht
nach DIN-Norm zertifiziert. Erstmals ist auch
ein Historischer Stadtkern Herz einer Landes-
gartenschau. In den vergangenen Jahren sind
mit Blick auf das Großereignis künstliche
Seen, Bachläufe, Rundwege im historischen
Kern der „Stadt der schönen Giebel“ ange-
legt, alte Parks saniert und neue Erholungs-
flächen gebaut worden.Der Rietberger Stadt-
kern mit seinen restaurierten Fachwerkhäu-
sern trägt das Gütesiegel der Landesarbeits-
gemeinschaft Historischer Stadtkerne. Folg-
lich sind während der Landesgartenschau die
Geschäfte im Historischen Stadtkern sonn-
tags und an Feiertagen entsprechend der Re-
gelung für Kur- und Urlaubsorte geöffnet

Ein Atrium in der Realschule Halver, ein Schulfoyer in Meerbusch und ein Freiluft-Klassenzimmer in
Goch - dies sind nur drei Beispiele der Initiative „KidS - Kammer in der Schule“ der Architektenkam-

mer Nordrhein-Westfalen. Im Rahmen des Aktionspro-
gramms „Architektur macht Schule“ sollten NRW-weit
Kinder und Jugendliche an planerische Aufgaben heran-
geführt werden.Auf der Internetseite www.architektur-
macht-schule.de finden sich weitere Informationen über
das 2002 gestartete Programm sowie zahlreiche Materia-
lien für den Unterricht. Die Initiative hat mittlerweile
selbst Schule gemacht. Die entsprechende Wanderaus-
stellung der Architektenkammer NRW war jüngst in Ber-
lin ausgestellt.

ARCHITEKTUR MACHT SCHULE

aber in unserer 5.000 Quadratmeter großen
Stadtteilblume. Anknüpfend an unseren im
ganzheitlichen Marketing-Agenda21-Prozess
entwickelten Slogan „Rietberg - sieben Mal
sympathisch“ soll auch im Gelände die Viel-
seitigkeit der Stadt mit ihren sieben Stadttei-
len zum Ausdruck kommen. In der - aus der
Vogelperspektive besonders gut erkennbaren
- großen Blume mit sieben Blütenblättern
wurden in rein ehrenamtlicher Arbeit durch
hunderte Bürger aus allen Stadtteilen ge-
meinsam jeweils individuell gestaltete Flä-
chen geschaffen. Diese heben die Besonder-
heiten der einzelnen Orte kreativ hervor.
Darüber hinaus engagiert sich unsere Be-
völkerung mit vielen Ideen und Programm-
punkten. Da wurden tatkräftig in der Frei-
zeit beispielsweise tausende von Blumen-
zwiebeln in die Erde eingebracht oder Aus-
bildungskurse zu zerti-
fizierten Stadt- und
Parkführern absolviert.
Die heimischen Gastro-
nomen haben sich zu
einer Genossenschaft
unter dem Titel „Mohltiet“ zusammenge-
funden und sorgen für das leibliche Wohl
der Besucher zu familienfreundlichen Prei-
sen. Ich nenne das inzwischen „gelebte Ge-
meinsamkeit“.

Für eine Stadt mit 30.000 Einwohnern
klingt das beachtlich. Welche 
Ausstrahlung erwarten Sie denn?

Kuper: Wir sind eine liebenswerte Stadt im
ländlichen Raum. Dennoch waren wir uns
von Beginn an bewusst, dass gerade unser
Historischer Stadtkern in genau dieser Kom-
bination mit einer einzigartigen Kulturpark-
landschaft, einem familienfreundlichen
Gartenschaupark und dem einzigartigen
Charakter unserer Stadtteile ein Pfund sind,
mit dem wir wuchern können. Wir werden

außerdem zeigen, welche herausragende
projektbezogene Leistung eine Bürgerge-

meinschaft in der ost-
westfälischen Region
erbringen kann. NRW
und die angrenzenden
Bundesländer werden
Interesse zeigen an der

Landesgartenschau 2008.

Wird mit dieser Gartenschau für Sie 
eine Vision Wirklichkeit?

Kuper:Tatsächlich lautet das Rietberger Mot-
to „Träume wachsen lassen“. Von der ersten
Vorüberlegung in einer Ratssitzung bis zum
Ja-Wort des Landes war es nur ein Traum ge-
wesen,ein solches Großprojekt an den Ober-
lauf der Ems zu holen.Allen Verantwortlichen
in der Stadt war von Anfang an klar: Es geht
nicht nur um eine „Blümchenschau“ mit vie-
len bunten Blüten, sondern um ein großes
Gesamtkonzept, das Kultur, Natur, Marke-
ting,Stadtentwicklung,Infrastruktur und vor
allem die Menschen einbezieht.

Die Fragen stellte Martin Lehrer ●
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Seit 50 Jahren ist die Verbraucherzentrale
NRW Anlaufstelle für sämtliche Fragen

des Verbraucheralltags.Ein flächendeckendes
Netz von 54 Beratungsstellen in Nordrhein-
Westfalen berät und informiert Ratsuchende
bei privaten Warenkäufen und bei Inan-
spruchnahme von Dienstleistungen. Pro Jahr
wenden sich mehr als eine Million Menschen
persönlich und 3,8 Millionen Anfragende über
das Internet an die Verbraucherorganisation.
Da klagt eine Verbraucherin darüber, dass ih-
re Telefonleitung gekappt wurde,eine Familie
mit zwei Kindern weiß nicht, wie sie mit ih-
rem Einkommen über die Runden kommen
soll, oder ein Rentner hat einen DSL-Vertrag
unterschrieben,obwohl er nicht einmal einen
Computer besitzt.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den
Beratungsstellen sind Profis darin,Ratsuchen-
de über ihre Rechte zu informieren und für je-
des Verbraucherproblem die richtige Lösung
zu finden, etwa indem sie Verträge kündigen
oder mit Anbietern einvernehmliche Rege-
lungen vereinbaren.Persönliche Beratung,ak-
tuelle Informationen und eine aktive Öffent-
lichkeitsarbeit sind die zentralen Serviceleis-

tungen,auf die Bürgerinnen und Bürger in ih-
rer Verbraucherzentrale vor Ort zählen kön-
nen.
Zuständig für die fachliche Arbeit im Hinter-
grund sind die Experten in der Geschäftsstel-
le in Düsseldorf. Ihre Aufgabe ist, Inhalte für
die tägliche Verbraucherarbeit zu bearbeiten
und die Mitarbeiter vor Ort mit aktuellen In-
halten zu versorgen. Die Juristen mahnen zu-
dem unzulässige Geschäftspraktiken ab und
erwirken vor Gericht Urteile zugunsten eines
verbesserten Verbraucherschutzes.In Gesprä-
chen mit Politik, Verbänden sowie Anbietern
aus Industrie, Landwirtschaft, Handel und
Handwerk zeigen die Fachleute der Verbrau-
cherzentrale NRW Fehlentwicklungen auf
und formulieren verbraucherpolitische Forde-
rungen. Das Themenspektrum reicht dabei
von Lebensmittelsicherheit über Energierecht
bis hin zu Telekommunikation und Finanz-
dienstleistungen.

EMPFEHLUNGEN ZUM KLIMASCHUTZ

Aber auch für die Verbraucherbelange von
Seniorinnen und Senioren, von Kindern

und Jugendlichen oder von Migranten
macht sich die Verbraucherzentrale NRW
stark. Sie setzt etwa mit Empfehlungen
für einen vorbeugenden Gesundheits-
und Klimaschutz Akzente, vertritt Ver-
braucherinteressen bei den Energieprei-
sen oder bei der Durchsetzung verbrau-
cherfreundlicher Fahrgastrechte und bie-
tet mit Konzepten für eine gesundheits-
orientierte Ernährungserziehung in Schu-
len nicht nur fachliche Empfehlungen,
sondern auch praktische Unterstützung.
Das gesamte Tun ist eingebunden in das
bundesweite Netzwerk der Verbraucher-
zentralen in den Ländern sowie deren
Dachorganisation Verbraucherzentrale
Bundesverband.
All diese Aktivitäten dienen in erster Linie da-
zu, die Entscheidungskompetenz der Konsu-
menten zu verbessern, um ihnen eine gleich-
berechtigte Teilhabe am Marktgeschehen zu
ermöglichen. Durch nachhaltiges Engage-
ment für die Interessen und Rechte der Ver-
braucherinnen und Verbraucher hat sich die
Verbraucherzentrale NRW nicht nur hohe Ak-
zeptanz bei ihrer Kundschaft, sondern auch
bei politischen Entscheidungsträgern und so-
gar auf der Anbieterseite erworben.Die Besei-
tigung von Wettbewerbsbeschränkungen,
Schutz der Verbraucher gegen unlauteren
Wettbewerb und irreführende Werbung so-
wie der Qualitäts- und Preisvergleich von Pro-
dukten waren dabei von Anfang an Pro-
gramm.
Aus der Erkenntnis, dass alle für den Ver-
brauch zur Verfügung stehenden Ressourcen
begrenzt sind, gesellten sich Energie- und
Umweltberatung sowie die Auseinanderset-
zung mit dem eigenen Konsumverhalten als
wichtige Themenfelder zur Verbraucherarbeit
hinzu. Bedrohung der Umwelt, Schadstoffe
bei Obst und Gemüse,Gift im Spielzeug,men-
schenunwürdige Arbeitsbedingungen in Län-
dern der Dritten Welt - diese Themen lieferten
die nötigen Impulse für die Ausrichtung auf
einen nachhaltigen Konsum, der ökonomi-
sche, ökologische und soziale Aspekte in Ein-
klang bringt.

� In 54 Beratungsstellen erhalten 
Bürgerinnen und Bürger NRW-weit Rat und 
Hilfe in Verbraucherfragen

Die Verbraucherzentrale NRW mit ihren 54 Filialen berät
Konsumenten beim Kauf, verhilft ihnen bei Streifällen zu ihrem
Recht und tritt für verbraucherfreundliche Gesetze ein

Hilfe im Dickicht der
Verträge und Tarife 

DER AUTOR
Klaus Müller ist Vorstand 
der Verbraucherzentrale NRW
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tiert sich aus einem Finanzierungs-Mix.
Hauptzuwendungsgeber ist das Land NRW
mit 8,9 Millionen Euro.Zudem beteiligten sich
die 54 Kommunen,in denen eine örtliche Ver-
braucherberatung existiert, mit rund sieben
Millionen Euro an den Kosten.Weitere Säulen
des Finanzgerüstes sind Mittel - unter ande-
rem auch vom Bund - im Jahr 2006 in Höhe
von 4,9 Millionen Euro für befristete Projekte.
Die Verbraucherzentrale NRW nahm außer-
dem 3,8 Millionen Euro ein als Entgelt für Be-
ratungsangebote sowie aus dem Verkauf von
Ratgebern.

STÄDTE UND KREISE DABEI

Dass die Arbeit der Verbraucherzentrale NRW
auch nach einem halben Jahrhundert ein Er-
folgsmodell ist, zeigt der uneingeschränkte
Zuspruch der öffentlichen Geldgeber. Trotz
knapper Kassen erhalten Städte und Kreise
ihre 50-Prozent-Beteiligung an den Kosten ei-
ner Beratungsstelle aufrecht. Außerdem
konnten die NRW-Verbraucherzentralen im
Juli vergangenen Jahres mit der nordrhein-
westfälischen Landesregierung eine Finanz-
vereinbarung erzielen. Danach fördert das
NRW-Verbraucherschutzministerium die in-
stitutionelle Arbeit mit jeweils 8,8 Millionen
Euro für die Jahre 2008 bis 2010.
Im Gegenzug hat sich die Verbraucherzen-
trale NRW verpflichtet, das Netz der Bera-
tungsstellen zu erhalten. Allerdings war
auch ein Wermutstropfen hinzunehmen.
Die Projektförderung des Ministeriums wird
für die kommenden drei Jahre schrittweise
gesenkt. Dieses Abkommen und die unein-
geschränkte Unterstützung der Kommunen
sind jedoch eine wesentliche Vorausset-
zung, um die Arbeit der Verbraucherzentra-
len für die Menschen in Nordrhein-Westfa-
len bis 2010 aufrechtzuerhalten.
Trotz dieser Erfolge - bei denen ja finanziel-
le Einschränkungen zu verkraften sind - se-
hen sich die Verbraucherzentralen selbst in
der Pflicht, für eine ergänzende Finanzie-
rung zu sorgen. Um die Leistungsfähigkeit
für Ratsuchende zu erhalten, bemüht man
sich unermüdlich, einzelne relevante The-
menfelder durch Projektmittel zu finanzie-
ren. Beispiele sind etwa das zurzeit frei ge-
schaltete „Lockvogelforum“ im Internet-
Auftritt der NRW-Verbraucherzentrale oder
die Kampagne „Mein Haus spart“, die da-
rauf abzielt, das Energiesparverhalten in

privaten Haushalten zu verbessern. Beide
Projekte werden mit zusätzlichen Landes-
mitteln finanziert.

FINANZIERUNG DURCH ANBIETER?

Aber auch andere komplexe Themenfelder
wie Studienfinanzierung, Pflegeberatung
oder Streitschlichtung beim öffentlichen
Nahverkehr können nur durch zusätzliche
Projektmittel finanziert werden.Die Einbezie-
hung der Anbieterseite und eine daraus resul-
tierende Förderung durch die Anbieter ist
hierbei ein Denkmodell. Es könnte dazu bei-
tragen, die Arbeit der Verbraucherzentralen
zu stützen.Schon lange sind deren Kunden an
der Finanzierung von Verbraucherarbeit be-
teiligt. Nun könnten sich auch Anbieter an-
schließen,die zum Profil der Verbraucherzen-
tralen passen.
Unter dem Stichwort „Corporate Social Re-
sponsibility“ engagieren sich inzwischen im-
mer mehr Unternehmen im Gemeinwesen,
weil sie dies als verantwortungsvolles Tun be-
greifen, das außerdem auch ihrem Image
nützt. Der Spagat, bei Anbietern für den Ver-
braucherschutz als finanzierungswürdiges
Element zu werben und gleichzeitig die Un-
abhängigkeit der Verbraucherzentrale zu ge-
währleisten, kann jedoch nur unter sorgsam
befolgten Prämissen gelingen.
Hierbei Modelle auszuloten,welche die Unab-
hängigkeit nicht einschränken, obliegt als
Aufgabe dem Förderverein der Verbraucher-
zentrale NRW.Im vergangenen Jahr hat dieser
unter dem Titel „Anbietermitfinanzierung als
gesellschaftliches Engagement von Unter-
nehmen“ ein auf zwei Jahre angelegtes Pro-
jekt zur Erschließung passender Anbieterakti-
vitäten für die Verbraucherarbeit gestartet.
Ergänzend wurde Ende 2006 in Düsseldorf
auch die gemeinnützige „Verbraucherschutz-
stiftung in NRW“ - ausgestattet mit einem 

Unter dem Motto „Mit uns geschieht ihnen �
Recht“ hilft die Verbraucherzentrale NRW auch

bei schwierigen juristischen Fragen

Kampf um den Parlamentarismus in
Rheinland und Westfalen 1789-1947,
v.Wilhelm Ribhegge, geb., 24,5 x 17,5
cm, 840 S., 39,80 Euro,Verlag Aschen-
dorff, ISBN 3-402-05489-5

Preußen gilt gemeinhin als ostdeutsches
Gebilde. Dass dieser Staat 1815 auf dem
Wiener Kongress mit dem Rheinland und
Westfalen erheblich nach Westen hin er-
weitert wurde, ist vielen nicht bewusst.
Dennoch hat dieser territoriale Zugewinn
den Charakter Preußens maßgeblich verän-
dert. Dies nicht zuletzt im aufkeimenden
Parlamentarismus des 19. Jahrhunderts,
wie der Münsteraner Historiker Dr.Wilhelm
Ribhegge in seiner Studie „Preußen im Wes-
ten - Kampf um den Parlamentarismus in
Rheinland und Westfalen 1789-1947“ dar-

legt. Das voluminöse Werk schil-
dert detailgetreu den Beitrag der
westlichen Provinzen zur Volks-
vertretung in Preußen und im
Deutschen Reich - sowohl Ideen
als auch Akteure. Eine an sich
spröde Quellengattung wie die
Sitzungsprotokolle wurde so in
eine erzählerisch-mitteilsame
Form gebracht.
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KOMPLEXE MARKTENTSCHEIDUNGEN

Liberalisierung, Globalisierung und techni-
scher Fortschritt sind die aktuellen Parameter,
die für die Arbeit der Verbraucherzentralen
neue Akzente setzen.Die gegenwärtigen Um-
brüche in Wirtschaft und Gesellschaft besche-
ren dem Einzelnen in einigen Bereichen zwar
größere Freiheit, verlangen aber auch mehr
und komplexere Marktentscheidungen. Der
tägliche Kampf mit Technik und Tarifen, neue
Abzockmethoden über Telefon und Internet
oder der Druck,rechtzeitig fürs Alter vorzusor-
gen - die Vielfalt neuer Anforderungen er-
schweren Kunden den Durchblick.
Im Gegenzug zieht sich die öffentliche Hand
sukzessive aus Teilen der Daseinsvorsorge zu-
rück, oder öffentliche Dienstleistungen wer-
den zunehmend privatisiert.Die Verbraucher-
zentrale NRW sieht sich immer mehr vor die
Aufgabe gestellt,Wahl- und Orientierungshil-
fen in den sich wandelnden und unübersicht-
lichen Märkten anzubieten.
Für die Arbeit der NRW-Verbraucherzentralen
stand im Jahr 2006 ein Etat von rund 24,6 Mil-
lionen Euro zur Verfügung.Die Summe rekru-
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Kontaminierter Boden und belastetes
Trinkwasser sind in hoch industriali-

sierten Regionen nichts Ungewöhnliches.
Auf dem Land erwartet man sie eher nicht.
Allerdings gibt es Ausnahmen. Willebades-
sen im Kreis Höxter war einer dieser außer-
gewöhnlichen Standorte für eine Altlast.
Außerhalb der Stadt liegt die 3,3 Hektar gro-
ße „Teutonia“ - ein Gelände, das über 150
Jahre industriell genutzt wurde, zunächst
als Eisengießerei, später als Glasfabrik und
Ziegelei. Seit 1948 stand hier das Holz- und
Imprägnierwerk Strasser.
Alle Nutzer hinterließen Spuren. Beson-
ders drastisch aber war die Belastung des
Geländes durch das Imprägnierwerk, das
hier jahrzehntelang Pfähle, Palisaden und
Spielgeräte mit zum Teil stark gesund-
heitsgefährdenden Stoffen behandelt
hat. Diese Chemikalien verunreinigten Bo-
den, Grundwasser und Bausubstanz stark

� Trügerisches Idyll: das kontaminierte „Teutonia“-Gelände am Rand der Stadt Willebadessen
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Verbraucherzentrale 
Nordrhein-Westfalen e.V.
Mintropstr. 27 
40215 Düsseldorf 
Tel. 0211-38 09-0 
Fax 0211-38 09-216 
E-Mail: vz.nrw@vz-nrw.de
Internet: www.vz-nrw.de

mit Chrom, Arsen und Kupfer-Verbindun-
gen.
Der größte Schadstoffherd lag im unmittel-
baren Umfeld der bis in die 1990er-Jahre be-
triebenen Imprägnierhalle. Im Boden und
im oberflächennahen Grundwasser wurden
pro Kilogramm respektive Liter mehrere
hundert Milligramm stark toxische Chrom-
VI-Verbindungen gemessen.

WEITERNUTZUNG BERÜCKSICHTIGT

Gemeinsam mit dem Kreis Höxter und der
Stadt Willebadessen wurden im Jahr 2006

finanziellen Grundstock des NRW-Verbrau-
cherschutzministeriums - gegründet.Die Stif-
tung bietet Privatleuten und Unternehmen
Gelegenheit,finanzielle Mittel für den dauer-
haften Erhalt der Verbraucherarbeit zur Verfü-
gung zu stellen.

GEGENLEISTUNG ERBRACHT

Erste Erfahrungen mit finanziellen Anbieter-
kooperationen, bei denen nicht nur Geld an-
genommen, sondern auch eine Gegenleis-
tung erbracht wird, konnte die Verbraucher-
zentrale NRW bereits in den zurückliegenden
zwei Jahren sammeln. So hat etwa die Stif-
tung Gemeinsames Rücknahmesystem Bat-
terien (GRS) die Kampagne „Mach den Boxen-
stopp - Bring leere Batterien zurück in den
Handel“ finanziert,um deutsche und auslän-
dische Kinder zur Rückgabe verbrauchter Bat-
terien und Akkus zu motivieren.
In Kooperation mit sieben weiteren Landes-
zentralen und dem BKK-Bundesverband, der
Dachorganisation aller Betriebskrankenkas-
sen,bietet die Verbraucherzentrale NRW - un-
ter Leitung des Verbraucherzentrale Bundes-
verbands - inzwischen auch eine unabhängi-
ge telefonische Pflege-Hotline an.Des Weite-
ren informiert sie mit Beteiligung der
NRW.Bank derzeit landesweit Oberstufen-
schüler an 65 Gymnasien über die Studienfi-
nanzierung in Nordrhein-Westfalen. Und ge-
meinsam mit dem Verband der deutschen
Verkehrsunternehmen (VDV) hat die Verbrau-
cherzentrale NRW im vergangenen Jahr die
Schlichtungsstelle Nahverkehr e. V. gegrün-
det,um Fahrgästen bei Problemen mit einzel-
nen Verkehrsverbänden zur Seite zu stehen.
Solche Aufgaben, die einen hohen gesell-
schaftlichen Nutzen bewirken, kann die Ver-
braucherzentrale NRW angesichts der anhal-
tend schwierigen Lage öffentlicher Haushalte
nur durch neue Finanzierungsmöglichkeiten
professionell wahrnehmen. Das finanzielle
Engagement von Firmen ist dabei - unter den
genannten Voraussetzungen - ein durchaus
gangbarer Weg. Für die Umsetzung dieses
Modells gilt es nun, weitere Mitstreiter in Po-
litik und Wirtschaft zu finden. ●

In der Stadt Willebadessen wurde mithilfe des Altlasten-
Sanierungsverbandes NRW ein altes Industriegelände für die 
Nutzung als Biomassehof aufbereitet

Holzverarbeitung -
aber jetzt ohne Gift

DIE AUTORIN
Sabine Schidlowski-Boos
ist Pressereferentin des 
Altlastensanierungsverbandes
NRW
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die aufgelassenen Produktionshallen zu-
rückgebaut und Schadstoffbelastungen
im Boden schwerpunktmäßig ausgekof-
fert. Dabei wurde die spätere Nutzung des
Geländes bereits bei den Sanierungsar-
beiten berücksichtigt. Das Dach einer Hal-
le konnte auf diese Weise später wieder
verwendet werden. Insgesamt wurden
13.000 Tonnen belasteter Boden bis zu
vier Meter tief ausgehoben und auf der
kreiseigenen Deponie fachgerecht ent-
sorgt. Da das Material zu günstigen Kon-
ditionen abgelagert werden konnte, be-
liefen sich die Sanierungskosten statt auf
die ursprünglich geschätzte Million nur
auf 670.000 Euro.
Mit der Sanierung ist die Industriegeschich-
te des Standorts aber nicht beendet. Viel-
mehr gelang, was bei sanierten Flächen
nicht immer einfach ist: das Gelände künf-
tig sinnvoll weiterzunutzen. Der Maschi-

nenring Höxter-Warburg e. V. betreibt hier
seit Anfang 2007 mit seiner Tochtergesell-
schaft einen Biomassehof. Künftig sollen
dort jährlich rund 8.000 Tonnen Holzhack-
schnitzel, Schredderholz und Mulch herge-
stellt werden.
Der Einsatzbereich für diese nachwachsen-
den Rohstoffe ist groß: als Brennstoff für
Holzhackschnitzelheizungen, als Material
für den Wege- und Gartenbau sowie als Be-
lag für Reitplätze und Wanderwege. Die
Nutzung als Biomassehof lag laut Norbert
Hofnagel, Geschäftsführer des Maschinen-
rings,nahe. Schließlich gibt es im Kreis Höx-
ter 60.000 Hektar landwirtschaftliche
Nutzfläche und 35.000 Hektar Wald. Und
auch NRW-Umweltminister Eckhard Uhlen-
berg lobte im Herbst 2007 bei einer Besich-
tigung des Geländes, dass dort Umwelt-
schutz im besten Sinne praktiziert wurde.

PELLETS AUS RESTSTOFFEN

Wenn es nach Norbert Hofnagel geht, ist
das aber erst der Anfang. Der Maschinen-
ring möchte hier ein Pelletwerk errichten.
Allerdings eines mit einem außergewöhnli-
chen Konzept: Das Werk soll keine Pellets
aus sauberem Holz pressen, sondern aus
Reststoffen, die in der Landwirtschaft in
großen Mengen anfallen und bisher unge-
nutzt bleiben: Stroh und Spelzen, Torf und
Silage,Ernteabfälle oder Abfallgetreide.Zel-
lulose- und ligninhaltige Abfallstoffe seien
en masse vorhanden, so Hofnagel, und
müssten in sinnvolle Stoffströme eingebun-
den werden.Wenn das gelingt,könnten sich
den 1.060 Land- und Forstwirten im Maschi-
nenring ökologisch und ökonomisch viel
versprechende Märkte eröffnen.
Was einleuchtend klingt, ist aber nicht so
einfach. Zwar wurde die Genehmigung für
das Werk erteilt und auch die Finanzierung
ist gesichert. Allerdings schiebt der Gesetz-

geber den Plänen
bisher noch einen
Riegel vor. Laut der
1. Verordnung zum
Bundesimmissi-
onsschutzgesetz -
die so genannte
Kleinanlagenfeue-
rungsverordnung -
sind nur Pellets

aus naturbelassenem Holz als Regelbrenn-
stoff zugelassen.Mischpellets aus landwirt-
schaftlichen Reststoffen dagegen kennt die
Verordnung nicht. Derzeit wird über die No-
velle der 1. BimSchV diskutiert. Sie wird An-
forderungen auch an moderne Pellethei-
zungen erhöhen - in erster Linie, um die
Feinstaubemissionen der Holzheizungen zu
begrenzen.
Hofnagel hofft, dass die Novelle auch land-
wirtschaftliche Reststoffe für Pellets zulässt
und die künftigen Emissionsanforderungen
an die Kessel nicht zu streng ausfallen. Erst
dann würde die Einschätzung von NRW-Mi-
nister Uhlenberg ohne Einschränkung gel-
ten,dass der Standort Willebadessen ein zu-
kunftsweisendes Konzept besitzt, welches
Nachahmer finden wird weit über den Kreis
Höxter hinaus. ●
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Sanierung von Altlasten - sprich: Schad-
stoffbelastung in Gebäuden, im Boden und
im Grundwasser - ist heute nicht nur Auf-
gabe des Umweltschutzes, sondern beein-
flusst auch den Wert von Betriebsstandor-
ten und Grundstücken.Altlastensanierung
ist häufig mit hohen Kosten und gerichtli-
chen Auseinandersetzungen zwischen Be-
hörden und Unternehmen oder Privatper-
sonen verbunden. Als Folge liegen infra-
strukturell gut angebundene Flächen oft
über Jahre brach. Gleichzeitig werden für
die Stadtentwicklung vorzugsweise Flä-
chen auf der „grünen Wiese“ genutzt.
Hier unterstützt der Altlastensanierungsver-
band NRW (AAV) Kreise, Städte und Ge-
meinden. Er saniert auf Antrag Altlastenflä-
chen oder Grundstücke mit schädlichen Bo-
denveränderungen, wenn kein Verantwort-
licher mehr gefunden werden kann oder die-
ser finanziell dazu nicht in der Lage ist. Der
AAV bringt dabei bis zu 80 Prozent der Mit-
tel auf und übernimmt in der Regel das Pro-
jektmanagement.
Hinter dem AAV stehen das Land Nordrhein-
Westfalen,die Kommunen des Landes sowie
Teile der nordrhein-westfälischen Wirt-
schaft. Zurzeit wendet der Verband rund
zehn Millionen Euro pro Jahr für Sanierungs-
maßnahmen auf. Einnahmen aus dem Ver-
kauf sanierter Grundstücke werden sofort
wieder investiert. Derzeit betreut der Ver-
band 48 Projekte in ganz NRW.

Altlastensanierungs-
Verband NRW (AAV)

� Ein altes Hallendach wurde vor der Sanierung
gesichert und deckt nun die neue Lagerfläche

� Auf dem sanierten
Gelände befindet
sich heute ein 
Biomassehof
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Es gibt einen 

sicheren Weg bei der 

Umstellung auf die DOPPIK führen Sie am besten mit 

DATEV ein. Schließlich sind 

wir nicht nur führend beim 

Rechnungswesen, sondern 

auch der Spezialist für ein 

zukunftsweisendes kommu-

nales Finanzmanagement.

Wir begleiten Sie in allen Phasen der Um-
stellung auf die doppelte Buchführung: mit 
leistungsstarker Software, einem umfas-
senden Projektmanagement und individuellen 
Serviceangeboten. Und auch anschließend, 
im laufenden Betrieb stehen wir Ihnen bera-
tend zur Seite. Informieren Sie sich bei Ihrem 
Steuerberater, Ihrem Wirtschaftsprüfer oder 
unter der Telefonnummer 0800 0114348.
www.datev.de/kommunal

Zukunft gestalten.Gemeinsam.

Stgerat_4_08_Innen_neu  20.03.2008  15:19 Uhr  Seite 27



28 STÄDTE- UND GEMEINDERAT 4/2008

IT-NEWS 

Regensburg ist Domain-
Hauptstadt
In Regensburg gibt es die meisten Internet-Do-
mains pro 1.000 Einwohner in Deutschland. Mit
380 Domains konnte die bayerische Stadt im Jahr
2007 laut Domain-Atlas des .de-Registrars denic
(www.denic.de) dem Vorjahressieger München
(317 Domains pro 1.000 Einwohner) den ersten
Rang streitig machen. Im Ländervergleich punk-
tet jedoch der Stadtstaat Hamburg. 236 Domains
pro 1.000 Einwohnern waren dort im vergange-
nen Jahr registriert,
Schlusslicht war Sachsen-
Anhalt mit 54. Insgesamt
gab es 2007 in Deutsch-
land mit 10,2 Mio. Inter-
netadressen einen Zu-
wachs von etwa sechs
Prozent im Vergleich zum
Vorjahr.

Mobilfunk
auf dem
Mond
Nach einem Bericht des
Online-Nachrichtenma-
gazins silicon.com pla-
nen die US-Weltraumbe-
hörde Nasa und das Bri-
tish National Space Centre (BNSC) den testwei-
sen Aufbau einer Mobilfunkinfrastruktur für
den Mond. Damit sollen auf dem Erd-Trabanten
durch ein satellitengestütztes System, das ab
2012 eingerichtet werden soll, die für eine ab
2020 von der Nasa geplante Mondkolonie nöti-
gen Telekommunikationsdienste bereit gestellt
werden. Das Projekt „MoonLite“ soll insbeson-
dere bei Außeneinsätzen der Astronauten und
Roboter die Funkverbindungen zur Basisstation
sicherstellen. Noch muss das Programm aller-
dings von den zuständigen Regierungen geneh-
migt werden.

Atemmessung über 
T-Shirt
Das Fraunhofer Institut für Software und Sy-
stemtechnik (ISST) hat eine neue Generation
von Sensoren vorgestellt, die auf Leiterbahnen
angebracht sind und auf Zug reagieren.Werden
solche Leiterbahnen in Kleidungsstücke einge-
webt, können sie etwa beim Heben und Senken
des Brustkorbs durch das Atmen Informationen
über die Atemfrequenz an einen Kontrollcom-
puter weitergeben. Hierdurch können bei-
spielsweise beim Training Daten über den Ge-
sundheitszustand eines Läufers gesammelt
und ausgewertet werden. Die Steuereinheit
des RespiSENS-Systems passt in eine Streich-
holzschachtel und kann über einen angeschlos-
senen PDA bei kritischen Werten Alarm schla-
gen. ●
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Mobiles Surfen mit
28 MBit/s
Zur Computermesse CeBIT 2008 hat der Mobil-
funkbetreiber Vodafone demonstriert, wie über
UMTS Datentransferraten von bis zu 28 Mbit/s
möglich sind, im Upload bis zu zwei MBit/s. Bis-
lang wird die UMTS-Technologie noch nicht voll-
ständig ausgenutzt, auch fehlt es häufig an ent-
sprechender Hardware. Das Pilotgerät, das auch
im ländlichen Bereich in den Regelbetrieb gehen
soll, wird jedoch nicht das Ende der drahtlosen
Entwicklung markieren. Ein Nachfolger LTE (Long
Term Evolution) mit 160 Mbit/s kündigt sich be-
reits an.

zusammengestellt von 
Dr. iur. Lutz Gollan,

IT-Referent beim StGB
NRW, E-Mail: Lutz.Gollan@ 

kommunen-in-nrw.de

I T- N E W S

Kontaktlos zahlen mit
Handy
Der Rhein-Main-Verkehrsverbund (RMV) bietet
seit März 2008 für seine Kunden die Möglichkeit,
über die NearFieldCommunication-Technologie
(NFC) nach Registrierung mittels eines bestimm-
ten Handys (Nokia 6131 NFC) an Haltestellen im
Verbund berührungslos Fahrplaninformationen
auf das Telefon zu laden und Fahrkarten zu kau-
fen. Mit dem Projekt RMV2go möchte der RMV
den Ticketkauf beschleunigen. In Frankfurt kön-
nen zudem über die Technologie auch lokale
Nachrichten und das Kinoprogramm empfangen
werden.
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Verfassungsbeschwerde
gegen Erhöhung der
Mehrwertsteuer
Das Bundesverfassungsgericht hat eine Verfas-
sungsbeschwerde eines Ehepaars und eines der
insgesamt sechs Kinder gegen die Erhöhung der
Mehrwertsteuer zum 01.01.2007 von 16 auf 19
Prozent nicht zur Entscheidung angenommen.
Bereits 1998 hatte das Gericht festgestellt, dass
die relativ stärkere Belastung der Familien im Sy-
stem der indirekten Steuern notwendig angelegt
sei. Sie müsse deshalb ggf. eine Kompensation
bei der direkten Besteuerung durch die Einkom-
mensteuer nach Maßgabe des wesentlich dort
verankerten Systems des Familienleistungsaus-
gleichs zur Folge haben (nichtamtliche Leitsätze).

BVerfG, Beschluss vom 6. Dezember 2007 
- Az.: 1 BvR 2129/07 -

Die Beschwerdeführer - ein Ehepaar und eines
seiner insgesamt sechs Kinder - wendeten sich
gegen die Erhöhung der Mehrwertsteuer zum 1.
Januar 2007 von 16 Prozent auf 19 Prozent. Sie
sind der Meinung, dass die Erhöhung des Mehr-
wertsteuersatzes das Prinzip der Steuergerech-
tigkeit verletze. Eine Familie mit Kindern werde
durch die Steuererhöhung mehr belastet als
Kinderlose gleichen Einkommens. Die 2. Kam-
mer des Ersten Senats des Bundesverfassungs-
gerichts hat die Verfassungsbeschwerde nicht
zur Entscheidung angenommen.
Das BVerfG hatte bereits aus Anlass der Um-
satzsteuererhöhung von 15 Prozent auf 16 Pro-
zent zum 1. April 1998 ausgeführt, dass zwar bei
der Einkommensteuer eine Berücksichtigung
der Familienverhältnisse möglich und nach
dem gegenwärtigen System des Familienla-
stenausgleichs auch geboten sei, nicht hinge-
gen bei der indirekt das Steuergut erfassenden
Umsatzsteuer. Zwar belaste die Erhöhung der
indirekt erhobenen Umsatzsteuer Familien mit
Kindern stärker als Kinderlose, weil sie wegen
ihres höheren Bedarfs mehr Waren und Lei-
stungen erwerben müssten. Diese relativ stär-
kere Belastung der Familien sei jedoch im Sy-
stem der indirekten Steuern notwendig ange-
legt. Sie müsse deshalb gegebenenfalls eine
Kompensation bei der direkten Besteuerung
durch die Einkommensteuer nach Maßgabe des
wesentlich dort verankerten Systems des Fami-
lienlastenausgleichs zur Folge haben.
Diese Erwägungen gelten uneingeschränkt
auch für die hier angegriffene Erhöhung der
Umsatzsteuer. Soweit die Beschwerdeführer in
diesem Zusammenhang beanstanden, dass das
von der Einkommensteuer frei bleibende Exi-
stenzminimum für Kinder nicht entsprechend
erhöht worden sei, können sie dies im Rahmen
ihres Angriffs gegen die Vorschriften des Um-
satzsteuerrechts nicht mit Erfolg geltend ma-
chen.
Mit ihrem Begehren, die zu Kindererziehungs-
zwecken verbrauchten Güter und Leistungen
generell von der Umsatzsteuer freizustellen,
verkennen die Beschwerdeführer, dass der na-
tionale Gesetzgeber auf diesem Gebiet Bindun-

gen durch gemeinschaftsrechtliche Vorgaben
unterliegt, die dies ausschließen. Die Besteue-
rung derartiger Güter der Art und der Höhe
nach ist durch die „Mehrwertsteuer-System-
richtlinie“ europarechtlich vorgegeben. Dem
nationalen Gesetzgeber steht danach kein
Spielraum zu, zu Kindererziehungszwecken
verbrauchte Güter von der Umsatzsteuer gänz-
lich freizustellen oder zumindest generell mit
einem ermäßigten Steuersatz zu versehen.

Inbetriebnahme
der 
Kohlenmonoxid-
Pipeline 
Dormagen-Krefeld
Die schon weitgehend verlegte Koh-
lenmonoxid-Rohrfernleitung von
Dormagen nach Krefeld/Uerdingen
darf zwar zu Ende gebaut werden,
die Inbetriebnahme muss aber vor-
erst unterbleiben (nichtamtlicher
Leitsatz).

OVG NRW, Beschlüsse vom 17. De-
zember 2007 
- Az.: 20 B 1586/07 und 20 B
1667/07 -

Mit Planfeststellungsbeschluss
vom 14.02.2007 hatte die Bezirksregierung Düs-
seldorf die rechtsrheinisch verlaufende Rohr-
fernleitung der Firma Bayer Material Science AG
(BMS) zugelassen. Gegen das Vorhaben wenden
sich Privatpersonen und Gemeinden, deren Ge-
biet von der Leitung berührt wird. Die Rechtsbe-
helfe richten sich gegen den Planfeststellungs-
beschluss und gegen auf diesem Beschluss auf-
bauende vorzeitige Besitzeinweisungen. Da die
Bezirksregierung die sofortige Vollziehung so-
wohl des Planfeststellungsbeschlusses wie
auch der vorzeitigen Besitzeinweisungen ange-
ordnet hat, konnten die Bauarbeiten bereits
aufgenommen und weit fortgeführt werden.
Zwei Privatpersonen, die in der Nähe der Trasse
leben und deren Grundbesitz in Anspruch ge-
nommen werden soll, haben beim Verwaltungs-
gericht Düsseldorf Klage gegen den Planfest-
stellungsbeschluss erhoben. Außerdem hatten
sie im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes
die Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung ihrer Klagen beantragt. Diesen Antrag hat-
te das VG Düsseldorf mit Beschluss vom
18.09.2007 abgelehnt. Auf die Beschwerde der
Antragsteller hat das OVG nunmehr mit den o.
g. Beschlüssen entschieden, dass die schon
weitgehend verlegte Rohrfernleitung zwar zu
Ende gebaut werden darf, die Inbetriebnahme
aber vorerst unterbleiben muss.
Zur Begründung hat das OVG ausgeführt: Ge-
gen den Planfeststellungsbeschluss bestünden
Bedenken, die im Verfahren des vorläufigen
Rechtsschutzes nicht auszuräumen seien. So
fehle eine vertiefte und überzeugende Darstel-
lung der Bedeutung, die die von der Firma BMS,

einem privaten Unternehmen, betriebene Rohr-
leitungsanlage für die Allgemeinheit habe, um
den staatlichen Zugriff auf das Eigentum Dritter
zu rechtfertigen. Es sei auch fraglich, ob der er-
strebte positive Effekt für die Allgemeinheit, al-
so vorrangig die Stärkung der Wirtschaftskraft
der Industriesparte und der Region, für die Zu-
kunft hinreichend abgesichert sei. Klärungsbe-
darf bestehe auch hinsichtlich der Entscheidung
für die planfestgestellte Trasse, insbesondere
hinsichtlich des Verzichts auf eine linksrheini-
sche Trassenführung und der Bedeutung einer
angestrebten gemeinsamen Verlegung mit an-

deren geplanten Leitungen.
Demgegenüber bestünden gegen
die sicherheitstechnische Bewer-
tung der Anlage keine grundsätz-
lichen Bedenken. Allerdings könne
problematisch sein, inwieweit we-
gen der Gefährlichkeit von Koh-
lenmonoxid und des Verlaufs der
Rohrleitung über die Grundanfor-
derungen des technischen Regel-
werks hinausgehende Sicherheits-
maßnahmen erforderlich und er-
griffen seien. Unter Abwägung
der berührten Interessen sei es
angemessen, der Firma BMS die
Möglichkeit zu belassen, auf eige-
nes Risiko die Leitung zu Ende zu
bauen. Für die Nutzung der Rohr-
fernleitung sei dagegen ein über-
wiegendes öffentliches Interesse
oder ein entsprechendes Interes-
se der Firma nicht gegeben. Mit

der Betriebsaufnahme würden die Risiken, ins-
besondere für die Gesundheit, sofort aktuell.
Dies sei den Antragstellern, die den Planfeststel-
lungsbeschluss zur Abwehr solcher Risiken an-
gefochten hätten, derzeit nicht zuzumuten. Die
Beschlüsse sind unanfechtbar.

Kostendeckungsvorschlag
eines Bürgerbegehrens
Personalkosten einer vom Bürgerbegehren ange-
strebten Maßnahme bedürfen eines Kostendek-
kungsvorschlags unabhängig davon, dass diese Ko-
sten auch bei anderweitiger Verwendung des Per-
sonals entstehen würden.

OVG NRW, Beschluss vom 21.01.2008 
- Az.: 15 A 2697/07 -

Der N.-Kreis betrieb seit 1969/70 zwei sog. Bü-
cherbusse, die insbesondere in entlegenen Ge-
bieten des Kreises das Angebot der städtischen
und gemeindlichen Büchereien ergänzen sollten.
Im Jahre 2006 beschloss der beklagte Kreistag,
den Betrieb der Bücherbusse einzustellen. Die
Kläger verfolgten daraufhin das Bürgerbegehren
„Rettet den Bücherbus“. Der beklagte Kreistag
stellte die Unzulässigkeit des Bürgerbegehrens
fest. Der dagegen eingelegte Widerspruch wurde
zurückgewiesen.Die Klage blieb in beiden Instan-
zen ohne Erfolg.
Das VG ist zutreffend davon ausgegangen, dass
das hier in Rede stehende Bürgerbegehren, das

G E R I C H T
IN KÜRZE

zusammengestellt 
von Hauptreferent 
Andreas Wohland,

StGB NRW
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Bert Spilles (CDU) ist neuer Bürgermeister der Stadt Meckenheim.Der
49-jährige Diplom-Verwaltungswirt wurde am 2. März 2008 zum
Nachfolger der im November 2007 abgewählten Bürgermeisterin
Yvonne Kempen (CDU) gewählt. Spilles begann seine berufliche Lauf-
bahn in der Stadt Meckenheim.Weitere Stationen waren die deutsche
EU-Vertretung in Brüssel sowie die Deutsch-Australische Industrie-
und Handelskammer in Sydney. Zuletzt war Spilles im Bundeswirt-
schaftsministerium Projektleiter für den deutschen Auftritt bei der
EXPO 2008 im spanischen Zaragoza.

Christoph von den Driesch (CDU) ist neuer Bürgermeister der Stadt
Herzogenrath. Der 34-jährige Jurist und Verwaltungswissenschaftler
wurde am 24. Februar 2008 zum Nachfolger von Gerd Zimmermann
(CDU) gewählt,der Ende September 2007 aus gesundheitlichen Grün-
den von seinem Amt zurückgetreten war.Nach Studien in Münster und
Speyer begann von den Driesch seine berufliche Laufbahn 2002 zu-
nächst als Rechts- und Sozialdezernent in der Stadt Baesweiler.Ein Jahr
später wechselte er zur Stadtverwaltung Herzogenrath, wo er zu-
nächst als Beigeordneter für die Fachbereiche „Bürger und Bildung“ so-
wie „Stadtentwicklung“ und später als Erster Beigeordneter tätig war.

sich gegen den Beschluss des Beklagten zur Ein-
stellung des Bücherbusses wendet, gemäß § 23
Abs. 2 Satz 1 KrO einen Kostendeckungsvorschlag
enthalten muss.
Wie das OVG wiederholt entschieden hat, um-
fasst der Begriff der Kosten auch etwa eine Ver-
mögensminderung, die durch das Unterlassen
kostenmindernder Maßnahmen entsteht (z.B.
Schließung einer kostenträchtigen gemeindli-
chen Einrichtung). Eine dementsprechende Ein-
richtung ist der sog. Bücherbus, für dessen Erhalt
sich das vorliegende Bürgerbegehren einsetzt.
Der in dem Bürgerbegehren enthaltene Kosten-
deckungsvorschlag genügt den gesetzlichen An-
forderungen nicht.
Dies gelte zunächst insoweit,als es in den diesbe-
züglichen Passagen des Bürgerbegehrens heißt,
„bei einem Volumen von weit über 300 Millionen
Euro, bei einem ausgeglichenen Kreishaushalt,
müsse der Betrag von ca. 265.000 Euro für den
Bücherbus an anderer Stelle des Gesamthaus-
halts eingespart werden können“. Dieser pau-
schale Kostendeckungsvorschlag werde dem
Sinn der gesetzlichen Vorgabe nicht gerecht.
Durch das Gebot eines Kostendeckungsvor-
schlags wolle der Gesetzgeber sicherstellen, dass
die Bürger in finanzieller Hinsicht über Tragweite
und Konsequenzen der im Wege des Bürgerbe-
gehrens vorgeschlagenen Entscheidung unter-
richtet werden.
Ein ausreichender Kostendeckungsvorschlag
muss deshalb neben einer überschlägigen, nach-
vollziehbaren Kostenschätzung auch einen kon-
kreten, nach den gesetzlichen Bestimmungen
durchführbaren Vorschlag enthalten, wie die Ko-
sten gedeckt werden können. Kosten einer Maß-
nahme können entweder durch Einsparungen an
anderer Stelle, durch Veräußerung von Vermö-
gensgegenständen oder aber durch (weitere)
Kreditaufnahme gedeckt werden. Hätte der Ge-
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setzgeber für einen Kostendeckungsvorschlag
die pauschale Angabe als ausreichend erachtet,
auf welchem dieser drei Wege die Kostendeckung
erreicht werden soll,so hätte dies in der Gesetzes-
formulierung Ausdruck gefunden.
Bereits aus dem Erfordernis eines „nach den ge-
setzlichen Bestimmungen durchführbaren“ Vor-
schlags ist aber zu schließen, dass es eines dar-
über hinaus konkretisierten Vorschlags bedarf.
Denn nur ein solcher Vorschlag kann daraufhin
überprüft werden, ob er nach den gesetzlichen
Bestimmungen durchführbar ist. Im Übrigen
trägt nur dieses Verständnis dem gesetzgeberi-
schen Anliegen einer Unterrichtung der Bürger
über die finanziellen Konsequenzen eines Bür-
gerbegehrens ausreichend Rechnung. Dabei
hängt der erforderliche Konkretisierungsgrad da-
von ab, wie die Kostendeckung erreicht werden
soll. Geht es um eine Finanzierung im Wege der
Kreditaufnahme, so werden weitere Angaben im
Allgemeinen nicht erforderlich sein. Soll hinge-
gen an anderer Stelle gespart oder ein Vermö-
gensgegenstand veräußert werden, so bedarf es
jedenfalls näherer Konkretisierungen.
Den vorstehenden Vorgaben genügt der in Re-
de stehende Kostendeckungsvorschlag auch
nicht insoweit, als es hinsichtlich der Personal-
kosten i. H. v. ca. 200.000 Euro heißt, diese Ko-
sten könnten ohnehin nicht kurzfristig einge-
spart werden. Ist eine mit einem Bürgerbegeh-
ren verfolgte Maßnahme mit Personalkosten
verbunden, so handelt es sich dabei um „Ko-
sten der verlangten Maßnahme“ i. S. v. § 23 Abs.
2 Satz 1 KrO, und es bedarf für diese Kosten ei-
nes Deckungsvorschlags. Dies gilt unabhängig
davon, in welchem Umfang die entsprechen-
den Personalkosten auch ohne die verlangte
Maßnahme anfallen würden und dann der Er-
füllung anderer kommunaler Aufgaben zuzu-
rechnen wären. ●
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